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EDITORIAL

„UNSER ZIEL MUSS ES WEITERHIN SEIN, 
UMWELTSCHUTZ UND WOHLSTAND 

ZU VEREINEN.“
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LIEBE LESERIN, 
LIEBER LESER ,  D er grundlegende Umbau unserer Energieversorgung weg 

von nuklearen und fossilen Brennstoffen hin zu erneuerbaren 
Energien ist eine große Herausforderung. Einiges haben 

wir schon erreicht: Mittlerweile stammen bereits mehr als 40 % 
unseres Stroms aus Wind, Sonne oder Biomasse. Vieles liegt aber 
auch noch vor uns auf dem ambitionierten Weg, langfristig weit
gehend treibhausgasneutral zu werden. Ein großer Schritt in diese 
Richtung ist uns mit dem Kohleausstiegsgesetz gelungen, das Ende 
Januar vom Kabinett verabschiedet wurde. Darin setzen wir die 
Empfehlungen der Kommission „Wachstum, Strukturwandel und 
Beschäftigung“ um. Der Gesetzentwurf enthält unter anderem 
einen Stilllegungsplan für Braun­ und Steinkohlekraftwerke, der 
Versorgungssicherheit gewährleistet und regional ausgewogen ist. 
Zugleich schaffen wir mit dem Strukturstärkungsgesetz zusätzliche 
wirtschaftliche Perspektiven für die betroffenen Kohleregionen. 
Beide Gesetzentwürfe werden derzeit im Bundestag beraten und 
sollen noch in der ersten Jahreshälfte beschlossen werden. 

Als führender Industriestandort verfolgt Deutschland das Ziel, 
die Energiewende auch in dieser Branche voranzubringen. 
Der industrielle Sektor beschäftigt in unserem Land sieben Millionen 
Menschen und steht für mehr als ein Fünftel der Wertschöpfung, 
ist aber auch für ein Fünftel der Treibhausgasemissionen verantwortlich. 
Wir müssen uns fragen, wie unsere Industrie zu einer weitgehend 
treibhausgasneutralen Wirtschaftsweise beitragen und gleichzeitig 
ihre erfolgreiche Position im internationalen Wettbewerb sichern 
kann. Für mich ist klar: Geschäftsmodelle werden in Zukunft 
nur noch dann erfolgreich sein, wenn sie Energiewende und Klima
schutz mitdenken. Die Energiewende ist ein zentrales Innovations
projekt für Deutschland. Darin liegt eine große Chance für unseren 
Wirtschaftsstandort, die es zu nutzen gilt. In der aktuellen Ausgabe 
der Schlaglichter beleuchten wir daher in unserem Fokusartikel, 
wie die Energiewende in der Industrie gelingen kann, welche Fort
schritte bereits erzielt wurden und vor welchen Herausforderungen 
wir noch stehen.
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Ich wünsche Ihnen viel Spaß bei der Lektüre.

PETER ALTMAIER
Bundesminister für Wirtschaft und Energie
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KONJUNK TUR ZUM JAHRESENDE SCHWACH, 

ERWARTUNGEN HELLEN SICH ABER ET WAS AUF
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LEGENDE

 Indikatoren in einem 
Teilbereich wachsen 
mehrheitlich 
überdurchschnittlich  

 Indikatoren in einem 
Teilbereich entwickeln  
sich durchschnittlich  
bzw. gemischt  

 Indikatoren in einem 
Teilbereich gehen 
mehrheitlich zurück

Nähere Informationen in Jung 
et al (2019): Das neue Konjunk
turschlaglicht: Was steckt hinter 
den Pfeilen?, Schlaglichter 
der Wirtschaftspolitik 01/2020

GESAMTWIRTSCHAFT

DIE DEUTSCHE WIRTSCHAFT TRAT IM VIERTEN QUARTAL 2019 AUF DER STELLE (+/­0,0 %).
Die Konjunktur bleibt zweigeteilt. Während der Dienstleistungsbereich solide expandiert, befindet 
sich die Industrie weiter in der Rezession. Für die kommenden Monate deutet sich eine leichte 
Erholung an, insgesamt bleiben die Aussichten aber gedämpft.

BRUTTOINLANDSPRODUKT
Quartale, preis-, kalender- und saisonbereinigt, Veränderung gegen Vorperiode in %

Quellen: StBA, BBk
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WELT WIRTSCHAFT

DIE GLOBALE INDUSTRIE
KONJUNKTUR BLEIBT IM 
ABSCHWUNG.
Die Erwartungen für die kom
menden Monate haben sich 
etwas aufgehellt, allerdings könnte 
der Ausbruch des Corona­Virus 
deutliche negative Auswirkungen 
auf die chinesische Wirtschaft 
und ihre Handelspartner haben.

WELTHANDEL (CPB)
Monate, Volumenindex 2010 = 100, preis- und saisonbereinigt

Quellen: Netherlands Bureau for Economic Policy Analysis (CPB), Macrobond
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BRUTTOINLANDSPRODUKT
Quartale, preis-, kalender- und saisonbereinigt, Veränderung gegen Vorperiode in %

WELTHANDEL (CPB)
Monate, Volumenindex 2010 = 100, preis- und saisonbereinigt



AUSSENWIRTSCHAFT

DIE AUSSICHTEN FÜR DEN AUSSENHANDEL 
BLEIBEN GEDÄMPFT.

 

Mit einer besseren Entwicklung der Weltwirtschaft 
könnten sich auch die deutschen Exporte wieder 
erholen, die Risiken für die zukünftige Entwicklung 
sind aber hoch.
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AUFTRAGSEINGÄNGE AUS DEM AUSLAND 
UND ifo EXPORTERWARTUNGEN 
Auftragseingang Ausland, Volumenindex 2015 = 100, 
kalender- und saisonbereinigt, 
ifo Exporterwartungen, 3 Monate, Salden, saisonbereinigt

Quellen: StBA, BBk, ifo 

PRODUK TION

DIE KONJUNKTURSCHWÄCHE IN 
DER INDUSTRIE HÄLT AN. 

 

Zum Ende des Jahres ging die Produktion noch einmal 
deutlich zurück. Die Stimmung der Unternehmer deutet 
aber auf eine leichte Stabilisierung in den kommenden 
Monaten hin.
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INDUSTRIEPRODUKTION
Monate, Volumenindex 2015 = 100, kalender- und saisonbereinigt

Quellen: StBA, BBk

PRIVATER KONSUM

DIE KONSUMENTEN HIELTEN SICH ZUM 
JAHRESENDE ETWAS ZURÜCK.
Die Rahmenbedingungen bleiben aber konsum
freundlich. Staatliche Entlastungen, der andauernde 
Beschäftigungsaufbau und ordentliche Lohnsteige
rungen erhöhen die realen verfügbaren Einkommen.

EINZELHANDEL OHNE KFZ
Monate, Volumenindex 2015 = 100, kalender- und saisonbereinigt

Quellen: StBA, BBk

ARBEITSMARK T

DER ARBEITSMARKT BEFINDET SICH 
IN GUTER VERFASSUNG.
Die Beschäftigung steigt weiter, wenn auch mit 
niedrigerem Tempo als zuletzt gewohnt. Die Arbeits
losigkeit verläuft konjunkturell bedingt eher seitwärts, 
die Kurzarbeit befindet sich auf niedrigem Niveau.

ERWERBSTÄTIGE (Inland)
Monate, absolut (in 1000), Veränderung gegen Vorjahr

Quelle: StBA

ERWERBSTÄTIGE (Inland)
Monate, absolut (in 1000), Veränderung gegen Vorjahr

EINZELHANDEL OHNE KFZ
Monate, Volumenindex 2015 = 100, kalender- und saisonbereinigt

INDUSTRIEPRODUKTION
Monate, Volumenindex 2015 = 100, kalender- und saisonbereinigt

AUFTRAGSEINGÄNGE AUS DEM AUSLAND 
UND ifo EXPORTERWARTUNGEN 
Auftragseingang Ausland, Volumenindex 2015 = 100, 
kalender- und saisonbereinigt, 
ifo Exporterwartungen, 3 Monate, Salden, saisonbereinigt
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WIE WIRD DIE 
PRODUKTION 

KLIMANEUTRAL?
TREIBHAUSGASNEUTRAL BIS 2050: DIESES AMBITIONIERTE 
ZIEL GIBT DAS KLIMASCHUTZPAKET VOR. EINE GEWALTIGE 

TRANSFORMATIONSAUFGABE FÜR DIE INDUSTRIE
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D ie Frage, wie der Umstieg auf eine klima
neutrale Produktion gelingen kann, ist nicht  
nur für das langfristige Ziel der Treibhaus

gasneutralität, sondern auch für den Industriestand
ort Deutschland von zentraler Bedeutung. Dieses  
Ziel wird sich nicht alleine durch schrittweise Fort
schritte, beispielsweise durch weitere Steigerungen  
der Energieeffizienz, erreichen lassen. Vielmehr  
werden insbesondere in energieintensiven Bran
chen grundlegende Umstellungen der Produktions
prozesse erforderlich sein.

­

­
­

­

­
­

In zwei Forschungsvorhaben untersucht das  
BMWi, welche „großen Hebel“ es in der Industrie  
gibt, um Treibhausgasneutralität zu erreichen – und  
welche Auswirkungen neue Wege der industriellen  
Fertigung auf die Energie­ und Strommärkte sowie  
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deut
schen Wirtschaft haben werden. 

­

Wir stellen erste Ergebnisse aus einem dieser  
beiden Forschungsvorhaben vor: „Energiewende in  
der Industrie: Potenziale, Kosten und Wechselwir
kungen mit dem Energiesektor“. Darin zeichnet sich  
insgesamt ab, dass die Transformation der Industrie  
zwar technisch möglich ist. Die entscheidende  
Herausforderung besteht aber darin, einen Rahmen  
zu schaffen, der für den erforderlichen Technologie
wechsel sorgt, ohne die internationale Wettbewerbs
fähigkeit zu gefährden.

­

­
­

IN KÜRZE

Für eine klima
neutrale Pro
duktion müssen 
die Produktions
prozesse in 
energieintensiven 
Branchen grund
legend umgestellt 
werden.

FORTSCHRITTE UND HERAUSFORDERUNGEN

Deutschland ist ein weltweit führender Industrie
standort. Über sieben Millionen Beschäftigte im  
Verarbeitenden Gewerbe erbringen ein Fünftel der  
nationalen Wertschöpfung. Der Industriesektor ist  
aber auch für ein Fünftel der deutschen Treibhaus
gasemissionen verantwortlich. In den letzten Jahr
zehnten hat die deutsche Industrie bereits große  
Fortschritte bei der Reduktion von Treibhausgas
emissionen gemacht und ihren Ausstoß an Treib
hausgasen von 1990 bis 2018 um gut ein Drittel ge
senkt – ohne ihre starke Position auf dem Weltmarkt 
zu verlieren. 

­

­
­

­
­
­

Mit der Energiewende beschreitet Deutsch
land eine ambitionierte Energie­ und Klimapolitik.  
Deutschland hat sich im Rahmen des Pariser Klima
abkommens verpflichtet, Schritte einzuleiten, die  
Erderwärmung auf möglichst 1,5 °C zu begrenzen.  
Mit dem Klimaschutzpaket vom Herbst 2019 hat  

­

­

die Bundesregierung unter anderem beschlossen,  
Treibhausgasneutralität bis 2050 als langfristiges  
Ziel zu verfolgen. Damit ist klar, dass trotz der  
Erfolge der letzten Jahre eine gewaltige Transfor
mationsaufgabe auf die Industrie zukommt.

­

­

­
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-

 

-
 

 
 

 

UM MEHR ALS  

30%
 konnte die deutsche Industrie 
ihren Ausstoß an Treibhausgasen von 
1990 bis 2018 senken – ohne ihre 
starke Position auf dem Weltmarkt 
zu verlieren.
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GAME CHANGER­TECHNOLOGIEN FÜR 
BESONDERS ENERGIEINTENSIVE BRANCHEN

Wie kann diese Transformationsaufgabe bewältigt  
werden? Mit einem Forschungsgutachten läßt das  
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie  
Möglichkeiten untersuchen, wie Emissionen durch  
die Industrie künftig weiter reduziert werden können  
und die Energiewende in der Industrie gelingen  
kann. Zudem soll untersucht werden, welche Wechsel
wirkungen dabei mit dem aktuellen Energiesystem  
auftreten. Im Fokus dieser Forschungsarbeit stehen  
die Entwicklung bis zum Jahr 2050 und besonders  
die „großen Hebel“ in der Industrie. 

Stellvertretend für den Industriesektor insgesamt  
werden acht Branchen und besonders energie
intensive Herstellungsprozesse untersucht:

1. Stahlbranche
2. Nichteisenmetalle (Aluminium, Kupfer, Zink)
3. Grundstoffchemie 

(Ammoniak und High­Value­Chemicals)
4. Glas (Behälterglasherstellung)
5. Zement
6. Papier
7. Nahrungsmittel
8. Automobilbau 

(als Beispiel für Querschnittstechnologien)



Für jede dieser Branchen sollen in dem Forschungs
gutachten „game changing“­Technologien iden
tifiziert werden, also neue Technologien oder 
Produktionsverfahren, die einen Verzicht auf 
fossile Rohstoffe oder fossile Brennstoffe ermög
lichen oder anderweitig erlauben, Emissionen ein 
zu sparen. Zudem wird analysiert, wie sich der 
Einsatz dieser Technologien auf die Produktions
kosten auswirkt.

­
­
 
 

­

 
­

Das Projekt läuft noch bis Anfang 2021. Durch
geführt wird es durch ein Konsortium aus vier 
Auftragnehmern: Guidehouse (früher: Navigant),  
dem Institut für Energiewirtschaft und Rationelle  
Energieanwendung (IER) an der Universität Stutt
gart, der Forschungsgesellschaft für Energiewirt
schaft (FfE) sowie der Anwaltskanzlei BBG und Part
ner. Ein Begleitkreis, bestehend aus Vertretern der  
untersuchten Branchen und zivilgesellschaftlichen  
Akteuren, spiegelt regelmäßig die erzielten Fort
schritte. Neben der Suche nach neuen Technologien  
geht das Vorhaben auch zahlreichen anderen  
Aspekten der Energiewende in der Industrie nach,  
wie beispielsweise der Entwicklung der industriellen  
Eigenversorgung mit Strom und Wärme.

­
 

­
­
­

­

WEGE ZUR EMISSIONSMINDERUNG 
IN DER INDUSTRIE

 

Treibhausgasemissionen in der Industrie können  
auf zwei Wegen entstehen: zum einen durch den  
oftmals hohen Energieeinsatz in der Produktion.  
Wenn dieser auf Basis fossiler Brennstoffe (Öl, Kohle  
und Gas) gedeckt wird, kommt es zu Emissionen.  
Zum anderen sind mit der Produktion Prozess
emissionen verbunden. Diese entstehen, wenn die  
Industrie fossile Rohstoffe als Input für Produk

­

­

tionsprozesse nutzt. Zwei Beispiele sollen die an
stehenden Herausforderungen verdeutlichen: Viele 
industrielle Prozesse erfordern sehr hohe Tempe
raturen. In der Glasproduktion gilt dies zum Bei
spiel für das Schmelzen des Rohgemenges. Hierfür  
werden sogenannte Schmelzwannen eingesetzt,  
bei denen fossile Brennstoffe wie Erdgas oder – in  
geringerem Umfang – Rohöl genutzt werden,  
um die notwendigen Temperaturen zu erzeugen.  
Aufgrund der fossilen Natur dieser Brennstoffe  
werden bei der Wärmebereitstellung Treibhausgase  
freigesetzt. Es stellt sich daher die Frage, wie die für 
die Produktion erforderliche Wärme künftig klima
neutral bereitgestellt werden kann, zum Beispiel  
durch elektrisches Heizen auf Basis „grünen“ Stroms. 

­
 

­
­

­

Prozessemissionen stellen meist eine noch grö
ßere Hürde für die Transformation der Industrie  
dar. Beispielsweise werden in der Zement­ und Kalk
industrie Rohstoffe wie Kalkstein bei hohen Tem
peraturen verbrannt und in einzelne Bestandteile  
zerlegt („Dissoziation“). Dabei gibt der Kalkstein die 
in ihm gebundenen CO ­Moleküle ab. Treibhausgas²
emissionen fallen also in diesem Fall „automatisch“  
beim Produktionsverfahren an, selbst wenn die  
erforderliche Wärme klimaneutral erzeugt wird. 

­

­
­

­

WIE KANN DIE FÜR DIE 
PRODUKTION ERFORDER
LICHE WÄRME KÜNFTIG 
KLIMANEUTRAL ERZEUGT 
WERDEN?

 
­
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HÖHERER STROMBEDARF BEI 
„GAME CHANGING“­TECHNOLOGIEN

Eine wichtige Frage bei der Suche nach „game changing“­Techno
logien ist, welche Auswirkung der Einsatz der neuen Verfahren auf den 
Strom­ und Brennstoffbedarf der Branchen hat. So steht einem 
geringeren Verbrauch zum Beispiel von Kohle oder Gas oft ein leicht 
erhöhter Stromverbrauch gegenüber, zum Beispiel beim sogenannten 
„Cracken“.

­
 

 
 

 

Das „Cracken“ ist ein Grundlagenprozess der chemischen Industrie. 
Dabei werden Kohlenwasserstoffe längerer Kettenlänge – häufig 
in Form von Rohbenzin (Naptha) vorliegend – in Kohlenwasserstoffe 
kürzerer Kettenlänge gespalten. Diese bilden wiederum den Ausgangs
punkt für viele Produkte der Chemie, etwa Kunststoffe und Lacke. Bei 
dem Prozess wird den Kohlenwasserstoffen Wasserdampf beigemischt 
und die Mischung anschließend auf etwa 750 °C bis 900 °C erhitzt. 
Die notwendige Wärme wird dabei heute noch durch fossile Brennstoffe 
erzeugt – in der Regel Gas. 

 
 

 
­
 
 

 
 

In der chemischen Industrie wird nun erwogen, die dafür eingesetzten 
Dampfspalter künftig elektrisch zu heizen (sog. Elektrocracker). Sofern 
der dafür eingesetzte Strom „grün“ ist, d. h. auf Basis Erneuerbarer 
Energien bereitgestellt wird, würden so Emissionen vermieden. Zugleich  
steigt jedoch der Strombedarf: Anstelle von Gas zur Dampferzeugung 
muss die Chemie künftig in großem Umfang Strom beziehen, um ihre 
Cracker zu betreiben.
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 Auftragnehmer 
beteiligen sich am 
Konsortium, das das 
Forschungsvorhaben 
„Energiewende in der 
Industrie“ begleitet.

ELEKTROCRACKER UND SYNTHETISCHES 
METHAN – ERSTE ERGEBNISSE AUS DEM 
FORSCHUNGSGUTACHTEN

Auch wenn das Forschungsprojekt erst im kommen
den Jahr abgeschlossen wird, konnten bereits für  
fast alle Branchen Verfahren und Prozesse identi
fiziert werden, um das Ziel der Treibhausgasneu
tralität in der Industrie weitgehend zu erreichen.  
Abbildung 1 (Seite 14) fasst die bisherigen Ergebnisse  
zusammen.

DIE VERSCHIEDENEN ANSÄTZE LASSEN 
SICH GROB IN DREI GRUPPEN EINTEILEN: 

1. Elektrifizierung: Hier geht es (vor allem) darum,  
Verfahren zur Erzeugung von Wärme vollelek
trisch laufen zu lassen. Dadurch wird der unmit
telbare Einsatz fossiler Brennstoffe vermieden.  
Wenn die Stromversorgung zunehmend auf  
Basis Erneuerbarer Energien und perspektivisch  
treibhausgasneutral erfolgt, werden in großem  
Umfang Emissionen eingespart. 

2. Die Nutzung von Bio­ oder synthetischen Brenn
stoffen: Hierbei geht es vor allem um den Ersatz  
fossiler Brennstoffe beispielsweise durch Biomasse  
oder treibhausgasneutrale synthetische Gase.  
Denkbar ist aber auch ein Einsatz als Rohstoff,  
beispielsweise Bionaphta in der chemischen  
Industrie. 

3. Der Einsatz von CCU oder CCS: Hier besteht der  
Ansatz darin, CO² aus Abgasen bestimmter 
Anlagen oder aus der Luft abzuscheiden (carbon  
capture, CC) und es anschließend anderen Pro
zessen, in denen Kohlenstoff oder CO² benötigt 
wird, als Einsatzstoff zuzuführen (utilization, U)  
oder alternativ zu lagern (storage, S).

Eine wichtige Rolle spielt auch der Einsatz von  
Wasserstoff. In den im Projekt untersuchten Industrie
prozessen ist Wasserstoff vor allem ein Rohstoff  
für die Produktion, besonders in der Ammoniak
herstellung. Es ist aber auch möglich, Wasserstoff  
als Energieträger zu nutzen. Aus klimapolitischer  
Sicht geht es darum, Wasserstoff in der Zukunft  
treibhausgasneutral herzustellen, beispielsweise  
durch die Wasserelektrolyse auf Basis von Strom  
aus Erneuerbaren. Aktuell wird Wasserstoff dage
gen noch aus Erdgas gewonnen, wobei CO²­Emis
sionen entstehen. 

Schließlich werden verschiedene weitere An
sätze untersucht, beispielsweise Recyclingverfahren  
effektiver zu gestalten. Das kann insbesondere in  
der Stahlindustrie ein wichtiger Ansatzpunkt sein. 

Die genaue Höhe der möglichen Treibhausgas
Minderung hängt naturgemäß davon ab, welcher  
Transformationspfad in den verschiedenen



­

­
­

­

Branchen verfolgt wird, also welche Technologien  
wann und in welchen Bereichen eingesetzt wer
den. Diese Analyse steht in dem Projekt noch aus,  
bisher stand die Identifikation der möglichen  
Optionen im Fokus. 

­

Zu bedenken ist auch, dass nicht alle Techno
logien gleich effektiv bei der Vermeidung von Treib
hausgasen sind. So ergibt ein schon einmal vorläufig  
berechneter „Strompfad“ (Minderung, wo möglich,  
durch Elektrifizierung der Produktionsprozesse,  
z. B. elektrisch betriebene Schmelzöfen) nach aktu
ellem Stand beispielsweise eine Minderung der Treib
hausgasemissionen von etwa 85 % in 2050 gegen
über 2015. Das ist ein großer Fortschritt – allerdings  
noch nicht ausreichend, um vollständige Treibhaus
gasneutralität zu erreichen. 

­
­

­
­
­

­

­
­

ABBILDUNG 1: BRANCHENÜBERGREIFENDER ÜBERBLICK ÜBER 
ALLE BETRACHTETEN DEKARBONISIERUNGSMASSNAHMEN¹

Branche Subbranche Status Quo Elektrifizierung Synthetisch H² Bio CCS / CCU Sonstige

GLAS Behälterglas U­Flammen
wanne

­ Vollelek. Schmelzw. Synthet. 
Methan

Oxy­Fuel­
Schmelzw.

PAPIER Papierherstellung Fossiler Brenn
stoffkessel

­
Wärmepumpen Brennstoff

wechsel zu 
synthet. Gasen

­
 

Brennstoff
wechsel zu Bio
masse / Biogas

­
­Elek. Dampferzeug.

Prozesselek.

CHEMIE

HVC Dampfspalter Elektro­Cracker MTO
Bionaphtha Dampfspalter 

mit CCSBioethylen

Ammoniak
Dampfrefor

mierung 
mit Methan

­
 Wasser

elektrolyse
­ Dampfrefor

mierung 
mit Biomethan

­
 

Dampfrefor
mierung 
mit CCS

­
 

NE­
METALLE

Aluminium
Bayer und 

Hall­Héroult 
Prozess

Sekundär
route

­

In. Anoden 
& benetzte 
Kathoden

Kupfer Primärroute Sekundär
route

­

Gießerei Fossil bef. Ofen Elektroofen Elektroofen

ZEMENT Zementherstellung Klinker aus dem 
Drehofen

CCS Oxyfuel 
neu Celitement

CCS Oxyfuel 
Nach. Flugasche

CCS –  
Absorptionst.

Granuliert. 
Schlacke

NAHRUNG

Milchverarbeitung Erwärmung 
mit Brennstoff

Industriewärmep.

Mikrowelle

Backwaren
herstellung

­ Erwärmung 
mit Brennstoff

Industriewärmep.

Mikrowelle

STAHL Stahlherstellung Primärstahl
erzeugung

- Direktreduk
tionsofen mit 
Wasserstoff

­ Primärstahl­
erzeugung 

mit CCS

Primärstahl­
erzeugung 

mit CCS

Gichtgasrückf.

Stahlrecycling

   Technologie mit dem höchsten absoluten Treibhausgas­Minderungspotenzial bis 2050 (ohne Betrachtung Kosteneffektivität, Auswirkung auf Produktionskosten) 

1   Hinweis: Keine abschließende Betrachtung / Weitere Dekarbonisierungsmaßnahmen noch in der Prüfung
Quelle: Navigant

DIE HÖHE DER TREIB
HAUSGASMINDERUNG 
HÄNGT VOM TRANS
FORMATIONSPFAD AB.

­
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In Abbildung 1 sind die – nach heutiger Ein
schätzung – jeweils effektivsten Vermeidungstech

nologien dunkelgrün unterlegt. In bestimmten Bran
chen wäre bereits ein Brennstoffwechsel für die  
Vermeidung fast aller Emissionen ausreichend.  
Würde beispielsweise der Dampf, der in der Papier
herstellung zur Trocknung des Produkts erforder
lich ist, durch Anlagen bereit gestellt, die auf Basis  
Erneuerbarer Energie laufen – konkret wurde der  
Einsatz von Biomasse/Biogas untersucht –, würde  
dies die Emissionen praktisch auf null senken.

In anderen Branchen sind umfassende Ände
rungen an den Produktionsverfahren erforderlich.  



Untersucht wurde beispielsweise der Einsatz von  
sogenannten Direktreduktionsöfen mit Wasserstoff  
in der Stahlproduktion.

Die Abspaltung, Nutzung und gegebenenfalls 
auch Speicherung von CO² (CCS/CCU) könnte in 
einigen Branchen zwingend werden, um Treibhaus
gasneutralität zu erreichen. Das betrifft insbeson
dere die Zementindustrie, bei der ein Hauptteil der 
Emissionen prozessbedingt ist und mit einem Brenn
stoffwechsel somit nur begrenzte Emissionsmin
derungen erreicht werden könnten. Damit rückt 
die Frage der gesellschaftlichen Akzeptanz dieser 
Technologien (wieder) in den Fokus.

­
­

­
­

Was aus der Abbildung 1 nicht direkt hervor geht,  
aber von entscheidender Bedeutung ist: Nicht in  
jedem Bereich wird automatisch die „beste“ Techno
logie (also jene mit der größten Vermeidung von  

­

Treibhausgasen) zum Einsatz kommen können. 
So ist der Einsatz von Biomasse oder Bioenergie ge
nerell eine vergleichsweise kostengünstige und sehr 
effektive Handlungsoption, insbesondere bei der 
Papierherstellung und in der Chemiebranche. Aber 
die Verfügbarkeit von Biomasse ist begrenzt, und 
auch in anderen Bereichen (Schwerlast­, Schiffs­ 
und Flugverkehr) wird sie als Lösung gesehen, um 
Klimaneutralität zu erreichen. Es stellt sich also 
auch die Frage, wie mit Knappheit und endlichen 
Ressourcen umzugehen ist.

­

Es wäre verfrüht, eine Aussage darüber zu tref
fen, wie hoch der künftige Strombedarf durch die  
Anwendung neuer Technologien sein wird. Dies  
hängt maßgeblich davon ab, welche Technologien  
sich in welchen Branchen durchsetzen werden. Aber  
auch andere Faktoren beeinflussen den Strom

­

-

 
 

 
 

 
 

 

IN KÜRZE

In einigen 
Branchen könnten 
CCS- und CCU-
Technologien 
zur Abspaltung, 
Nutzung und 
Speicherung von 
CO² zwingend 
werden.

ABBILDUNG 2: BRANCHENÜBERGREIFENDER VERGLEICH – PRODUKTIONSKOSTEN 
IM VERGLEICH ZUR „GÜNSTIGSTEN“ TECHNOLOGIE IM JAHR 2030

 

Branche Subbranche Status Quo Elektrifizierung Synthetisch H² Bio CCS / CCU Sonstige

GLAS Behälterglas U­Flammen
wanne

­ Vollelek. Schmelzw. Synthet. 
Methan

 Oxy­Fuel­
Schmelzw.

PAPIER Papierherstellung Fossiler Brenn
stoffkessel

­
Wärmepumpen Brennstoff

wechsel zu 
synthet. Gasen

­
 

Brennstoff
wechsel zu Bio
masse / Biogas

­
­Elek. Dampferzeug.

Prozesselek.

CHEMIE

HVC Dampfspalter Elektro­Cracker MTO
Bionaphtha Dampfspalter 

mit CCS
 

Bioethylen

Ammoniak Dampfreformie
rung mit Methan

­ Wasser
elektro

lyse

­
- 

Dampfreformie
rung mit Biome

than

­
­ Dampfrefor

mierung mit CCS
­

NE­
METALLE

Aluminium
* Bayer und 

Hall­Héroult 
Prozess

 
 

Sekundär
route

­

* In. Anoden  
& benetzte 
Kathoden

Kupfer Primärroute Sekundär
route

­

Gießerei Fossil bef. Ofen Elektroofen

ZEMENT Zementherstellung Klinker aus dem 
Drehofen

CCS Oxyfuel neu Celitement

CCS Oxyfuel 
Nach. Flugasche

CCS – 
Absorptionst.

 Granuliert. 
Schlacke

NAHRUNG

Milchverarbeitung Erwärmung mit 
Brennstoff

Industriewärmep.

Mikrowelle

Backwaren
herstellung

­ Erwärmung mit 
Brennstoff

Industriewärmep.

Mikrowelle

STAHL Stahlherstellung * Primärstahl
erzeugung

- Primärstahl
erzeugung mit 

CCS

-
Gichtgas

rückf.
­

Stahlrecycling

   Günstigste Technologie 

   Abweichung bis 10 % 

   Abweichung 10 bis 30 % * 

   Abweichung ab 30 % 

Quelle: Navigant
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bedarf: Würde Wasserstoff beispielsweise zukünftig  
in großem Maße elektrisch erzeugt und in Deutsch
land hergestellt, könnte das den Strombedarf 
erheblich nach oben treiben. Lässt man jedoch den 
Import von Wasserstoff als Annahme zu, würde der 
Strombedarf in Deutschland deutlich weniger stark 
ansteigen. Unzweifelhaft ist, dass die Verfügbarkeit 
(günstigen) Stroms auf Basis Erneuerbarer Energien 
zwingend ist, um vielen der hier untersuchten Techno
logien den Durchbruch zu ermöglichen.

­
 

­

DIE KOSTEN IM BLICK BEHALTEN

Trotz aller ambitionierten Klimaziele bleibt die  
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft für den In
dustriestandort Deutschland ein zentrales Thema.  
Das Gutachten soll daher als weitere zentrale Frage  
beantworten, welche Auswirkungen die neuen  
Herstellungsverfahren auf die Produktionskosten  
haben.

­

Abbildung 2 (Seite 15) vermittelt hier einen 
ersten Eindruck. Es wird dargestellt, welche Pro
duktionskosten im Jahr 2030 mit den untersuchten 
Technologien verbunden wären und wie sich dies 
gegenüber der Status Quo­Technologie verhält. 
Angenommen wird dabei ein CO²­Preis von 55 Euro 
pro Tonne.

­

Drei Botschaften sind an dieser Stelle zentral: 
Erstens existiert in jeder der Branchen mindestens 
eine Dekarbonisierungstechnologie, die – im Jahr 
2030 – die fortgeschriebene Status Quo­Technolo
gie bei den Produktionskosten unterbieten würde 
– sofern CO² entsprechend bepreist wird. Allerdings 
ist es, zweitens, nicht immer automatisch die effek
tivste Technologie, das heißt die Technologie mit 
dem größten Potenzial für Emissionsminderungen, 

­

­

welche in 2030 am preisgünstigsten wäre. Das zeigt 
ein Vergleich mit Abbildung 1. Drittens: Auch wenn 
bei dem unterstellten CO²­Preis die Status Quo­
Technologien in 2030 bei den Produktionskosten 
von den neuen Technologien unterboten werden, 
sind die neuen Produktionsverfahren damit nicht 
automatisch (zum Beispiel ohne weitere Unterstüt
zung) wettbewerbsfähig. Denn ob Wettbewerber 
aus Drittstaaten wie China oder den USA ebenfalls 
einen entsprechenden CO²­Preis zahlen, ist hier 
noch nicht betrachtet. 

­

AUSBLICK

Die hier zusammengetragenen Ergebnisse machen  
Mut mit Blick auf die Transformation der Industrie,  
sie zeigen aber auch die Größe der anstehenden  
Herausforderungen. 

Positiv ist festzuhalten, dass eine treibhaus
gasneutrale Industrie hierzulande bis 2050 „tech
nisch“ möglich erscheint. Diese Einschätzung deckt  
sich auch mit anderen Studien aus der jüngeren  
Vergangenheit. Neben der vor zwei Jahren vom  
Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI)  
veröffentlichten branchenübergreifenden Studie  
„Klimapfade für Deutschland“ sind jüngst die 
VCI­Studie „Roadmap Chemie 2050“ sowie die 
Agora­Studie „Klimaneutrale Industrie“ zu nennen.  
Zuletzt hat hier auch die Europäische Kommission  
mit ihrem „European Green Deal“ einen wichtigen  
Impuls gesetzt. Es gilt, in einen offenen Austausch  
über den richtigen Weg zu einer klimaneutralen  
Industrie einzutreten.

­
­

 
 

Dennoch sind die Herausforderungen groß: 
Fast alle Vermeidungstechnologien sind mit zum 
Teil erheblichen Mehrkosten verbunden. Hier sind 
gleich mehrere Aspekte zu beachten: zum einen die 
Frage, wie sich der Preis für CO² entwickelt und 
welche Technologien dadurch in den Fokus der 
Entscheider in den Unternehmen kommen, zum 
anderen aber auch die noch offene Frage der Wett
bewerbsfähigkeit. Die entscheidende Herausforde
rung besteht darin, einen Rahmen zu schaffen, der 
für den erforderlichen Technologiewechsel sorgt, 
ohne die internationale Wettbewerbsfähigkeit zu 
gefährden, und gleichzeitig sicherstellt, dass es 
einen technologieoffenen Wettbewerb um den 
besten Weg gibt. 

­
­
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Neben dem hier vorgestellten Gutachten zur „Energie
wende in der Industrie“ gibt es ein zweites Vorhaben  
des BMWi zur Entwicklung einer „Strategie für einen  
effektiven Beitrag der Industrie in Deutschland zur  
Erreichung der nationalen Klimaschutzziele“. Dabei  
soll eine langfristige Perspektive eingenommen  
werden, die über das Jahr 2030 hinausgeht. Beide  
Projekte sind eng aufeinander abgestimmt.

­

WORAUF ES ANKOMMT: 
EIN IN SICH STIMMIGES 
GESAMTINSTRUMEN
TARIUM ZU ENTWICKELN.

Angesichts langer Investitionszyklen in der Industrie  
müssen regulatorische Weichenstellungen bereits  
in den nächsten Jahren getroffen werden. Erste  
Diskussionen hierzu gibt es bereits. Ein Weg, den  
die Europäische Kommission vertieft prüfen will,  
ist ein Mechanismus für einen CO²­Grenzausgleich.  
Eine andere Herangehensweise sind so genannte  
Contracts for Difference, also die Subventionierung  
der Mehrkosten beispielsweise durch Haushalts
mittel. Die Maßnahmen sind dabei nicht beliebig  
miteinander kombinierbar und haben jeweils eigene  
Herausforderungen. Es wird also darauf ankommen,  
ein in sich stimmiges Gesamtinstrumentarium  
zu entwickeln. Weitere Stichworte, die dabei immer  
„mitgedacht“ werden müssen, sind der möglicher
weise wachsende Strom­ und/oder Wasserstoff
bedarf in der Industrie sowie die gesellschaftliche  
Akzeptanz von CCU/CCS.

­

­
­

­
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MEHR ZUM THEMA

LINKS
Über die weiteren Fortschritte im Projekt 
„Energiewende in der Industrie“ berichtet das 
BMWi regelmäßig auf seiner Homepage: 
www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Energie/
energiewende­in­der­industrie.html

Dort findet sich auch eine Kurzbeschreibung 
der verschiedenen Technologien.

KONTAKT
JOACHIM SCHMITZ & SEBASTIAN PIEPER
Referat: Ökonomische Fragen der Energiewende, 
Szenarien und energiepolitische Fragen des 
Emissionshandels

schlaglichter@bmwi.bund.de
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WORTMELDUNG

 „L ANGFRISTIG BEDARF 
ES R ADIK ALER 

INNOVATIONEN“
WIE DEUTSCHL AND DER WEG ZUR 
KLIMANEUTR ALEN PRODUKTION GELINGT
Der Weg zur weitgehend klimaneutralen und international wett
bewerbsfähigen Produktion in Deutschland ist weit. Zwar sind die 
Emissionen in der Industrie in den neunziger Jahren stark gesun
ken, die energiebedingten Emissionen liegen heute jedoch um fast 
18 %, die energie­ und prozessbedingten Emissionen um fast 9 % 
höher als im Jahr 2005. Kurz­ und mittelfristig können Energie
effizienzverbesserungen die Emissionen senken. Langfristig bedarf 
es aber radikaler Prozess­ und Produktinnovationen: CO²­Abschei
dung und ­Speicherung bzw. ­Nutzung oder synthetische Kraft­ 
und Brennstoffe sind mit erheblichen Mehrkosten verbunden.

Der richtige Politikrahmen für den Übergang wird durch eine 
effektive und verlässliche CO²­Bepreisung gesetzt, die marktliche 
Anreize für die Entwicklung und den Einsatz neuer klimafreund
licher Produkte, Prozesse oder Technologien belohnt. Das besondere 
Augenmerk liegt auf der Etablierung eines europäischen (besser 
globalen) CO²­Mindestpreises und der sinnvollen Weiterentwick
lung des EU­Emissionshandelssystems. In einer Welt, in der trotz 
des Pariser Abkommens weiterhin Unterschiede in den Klima
schutz­Ambitionen bestehen oder sich diese sogar vergrößern, 
bedarf es aber auch Maßnahmen zum Schutz vor der Verlagerung 
von CO²­Emissionen, etwa eines Mechanismus für einen Grenz
ausgleich von CO²­Preisen.

Dem internationalen Monitoring der Energietransformation 
kommt zukünftig eine besondere Bedeutung zu: Welche Anstren
gungen zum Klimaschutz unternehmen andere Länder? Welche 
Kostenbelastungen ergeben sich effektiv für die energieintensiven 
Unternehmen? Und was bedeutet das für die Wettbewerbsfähigkeit  
der deutschen Industrie im internationalen Vergleich? Nur mit 
diesem Blick nach außen wird der Weg zur klimaneutralen Pro
duktion in Deutschland gelingen.

P R O F. D R . 
A N D R E A S  LÖ S C H E L

Lehrstuhl für Mikroökonomik, insbes. 
Energie­ und Ressourcenökonomik an 
der Westfälischen Wilhelms­Universität 
Münster, und Vorsitzender der unab
hängigen Expertenkommission im 
Monitoring­Prozess „Energie der Zukunft“

mailto:schlaglichter@bmwi.bund.de
http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Energie/energiewende-in-der-industrie.html


AUF EINEN BLICK

 DER 
EMISSIONSHANDEL 

FUNK TIONIERT
DIE VOM EUROPÄISCHEN EMISSIONSHANDEL ERFASSTEN 

CO²­EMISSIONEN SIND DEUTLICH STÄRKER ZURÜCKGEGANGEN 
ALS EMISSIONEN IN ANDEREN SEKTOREN. 

Der Europäische Emissionshandel (ETS) ist das zentrale Instrument der europäischen Klimapolitik . Er deckt die Energiewirt
schaft und die energieintensiven Industrien ab und umfasst damit etwa 45 % der gesamten europäischen Treibhausgasemis
sionen. Seit der Einführung des ETS in 2005 sind die CO²­Emissionen in den betroffenen Bereichen um knapp 30 % gesunken. 
Das Ziel der EU – eine Reduktion um 21 % – wurde damit mehr als erreicht. Mit gerade einmal 10 % fiel die Reduktion in den 
nicht durch den ETS abgedeckten Bereichen (z. B. Verkehr und Gebäude) deutlich geringer aus.

Entwicklung der CO²­Emissionen (in %)

 

­
­

 

Quelle: Eurostat, European Environment Agency
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AUF EINEN BLICK

 DER 
EMISSIONSHANDEL 

FUNK TIONIERT
DIE VOM EUROPÄISCHEN EMISSIONSHANDEL ERFASSTEN  

CO ­EMISSIONEN SIND DEUTLICH STÄRKER ZURÜCKGEGANGEN  ²
ALS EMISSIONEN IN ANDEREN SEKTOREN. 

Der Europäische Emissionshandel (ETS) ist das zentrale Instrument der europäischen Klimapolitik . Er deckt die Energiewirt
schaft und die energieintensiven Industrien ab und umfasst damit etwa 45 % der gesamten europäischen Treibhausgasemis
sionen. Seit der Einführung des ETS in 2005 sind die CO ­Emissionen in den betroffenen Bereichen um knapp 30 % gesunken.  ²
Das Ziel der EU – eine Reduktion um 21 % – wurde damit mehr als erreicht. Mit gerade einmal 10 % fiel die Reduktion in den 
nicht durch den ETS abgedeckten Bereichen (z. B. Verkehr und Gebäude) deutlich geringer aus.

Entwicklung der CO ­Emissionen (in %)²

Quelle: Eurostat, European Environment Agency



TELEGR AMM

SCHL AGWORT

 SMART METER

BEI EINEM SMART METER HANDELT 
ES SICH UM EIN INTELLIGENTES MESS
SYSTEM. Es besteht aus einer modernen 
Messeinrichtung („digitaler Stromzähler“) 
und einem Smart­Meter­Gateway („Kommu
nikationseinheit“). Stromverbraucher können 
ihren Stromverbrauch beziehungsweise 
die Einspeisung ihres Stroms etwa aus Solar
zellen vom Dach besser managen. Ebenso 
ermöglichen Smart Meter, dass das Stromnetz 
besser ausgelastet wird. So wird die Energie
wende effizienter.
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HEUTE

 BATTERIEN 
MADE IN EUROPE

 
 

 
 

 
 

 

DAS ZWEITE GROSSPROJEK T ZUR BAT TERIE
ZELLFERTIGUNG KOMMT WEITER VOR AN:
Im Januar trafen sich dafür Vertreterinnen und Vertreter  
von 14 EU­Staaten und 55 Unternehmen im BMWi. 
Aktuell werden in Europa zwei europäische Großpro
jekte zur Innovation und Fertigung von Batteriezellen 
vorangetrieben. Sie werden als sogenannte „Important 
Projects of Common European Interest“ (IPCEI) reali
siert. Deutsche Unternehmen spielen in beiden Projek
ten eine tragende Rolle. Zwei Besonderheiten zeichnen 
das zweite IPCEI aus: die breite Beteiligung der Mit
gliedstaaten und die Betonung einer nachhaltigen, 
umweltfreundlichen Batteriezellproduktion. Die Teil
nehmerinnen und Teilnehmer haben sich dafür beson
ders ambitionierte Nachhaltigkeits­ und Umweltziele 
gesetzt. Das Projekt soll eine Kreislaufwirtschaft für 
Batterien unterstützen, indem auch hocheffiziente 
Recyclinglösungen entwickelt und die intelligente 
Nachnutzung von Batterien in anderen Anwendungs
bereichen befördert werden.

ZAHL DES MONATS12
IN ZWÖLF HANDWERKEN WIRD DIE MEISTERPFLICHT  
WIEDER EINGEFÜHRT. Ein Handwerk unterliegt der 
Meisterpflicht zum einen dann, wenn es sich um eine 
gefahrgeneigte Tätigkeit handelt und eine Reglementierung 
zum Schutz von Leben und Gesundheit erforderlich ist. 
Zum anderen rechtfertigt die Wahrung des materiellen und 
immateriellen Kulturerbes eine Reglementierung. Mit der 
Wiedereinführung sollen die Qualität und die Qualifikation 
im Handwerk gestärkt und die Strukturentwicklung im 
Handwerk und dessen Zukunft nachhaltig gesichert werden. 
Dabei handelt es sich um einen wichtigen Bestandteil der 
Mittelstandsstrategie.

  

IN EIGENER SACHE 

DIE  WIRTSCHAFTSPOLITIK  

TWITTERT
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BEI EINEM SMART METER HANDELT 
ES SICH UM EIN INTELLIGENTES MESS
SYSTEM. Es besteht aus einer modernen 
Messeinrichtung („digitaler Stromzähler“) 
und einem Smart­Meter­Gateway („Kommu
nikationseinheit“). Stromverbraucher können 
ihren Stromverbrauch beziehungsweise 
die Einspeisung ihres Stroms etwa aus Solar
zellen vom Dach besser managen. Ebenso 
ermöglichen Smart Meter, dass das Stromnetz 
besser ausgelastet wird. So wird die Energie
wende effizienter.

 SMART METER

SCHL AGWORT

SEIT DEZEMBER 2019 HAT DAS BWMI EINEN 
WEITEREN T WIT TER­ACCOUNT. 
Unter @BMWi_Econ twittert das BMWi über 
#Konjunktur, #Regional­ und #Wettbewerbspolitik, 
#Europa­Fragen und viele weitere spannende 
wirtschaftspolitische Themen, die uns beschäftigen.

AUSBLICK

 KOSTENLOSER 
ONLINE-KURS ZU KI

WAS IST KÜNSTLICHE INTELLIGENZ , wie 
funktioniert maschinelles Lernen und was kann KI? 
Der Online­Kurs Elements of AI bietet kostenlose 
Antworten. www.bmwi.de/Redaktion/DE/
Videos/2020/2020­01­23­elements­of­ai

12ZAHL DES MONATS

http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Videos/2020/2020-01-23-elements-of-ai


FORSCHUNG FÜR 
AUTONOMES FAHREN
WO STEHT DIE DEUTSCHE AUTOMOBIL
BR ANCHE BEIM THEMA AUTOMATISIERTES 
UND VERNETZTES FAHREN?

 

­
 

I n der öffentlichen Wahrnehmung besetzen US­
amerikanische Anbieter wie Waymo und Uber  
das Thema „autonomes Fahren“. Hinter den  

Kulissen arbeiten aber auch deutsche Unterneh
men mit Hochdruck an der Aufgabe und besetzen  
die Felder wichtiger Zukunftsthemen.

­

Im Januar fand in Las Vegas die Consumer  
Electronics Show (CES) statt. Diese Messe für 
Unterhaltungselektronik zeigt die neuesten Techno
logien – von Smartphones mit 5G über Fernseher  
mit 8K bis hin zur Audiobrille für Hörgeschädigte  
– und damit alles, was die IT­Welt für Endkunden  
bereithält.

 
­

Seit einigen Jahren ist die CES aber auch eine  
der wichtigsten Messen für die Automobilbranche.  
Durch das immer stärkere Zusammenwachsen von 
IT und Automobil steht gerade hier, neben den neu
esten Entwicklungen in der Elektromobilität, 
das autonome Fahren (fachlich korrekt: das auto
matisierte und vernetzte Fahren) im Fokus. Gleich  
mehrere Unternehmen boten deshalb Demonstra
tionsfahrten in selbstfahrenden Autos an. Dabei  
stach eines heraus: Yandex. Es handelt sich um  
einen russisch­niederländischen Internetdienst
leistungsanbieter, der aber – ähnlich wie Google mit  
Waymo – auch eine Sparte für autonome Fahrzeuge  
hat. Als einziges Unternehmen lässt es den Fahrer
sitz leer. Lediglich auf dem Beifahrersitz befindet  
sich noch ein Sicherheitsingenieur, der zur Not auf  
den Halteknopf drücken kann. 

­
 

­

­

­

­

Auch deutsche Automobilhersteller und 
Zulieferer sind auf der Technologiemesse vertreten.  
So zeigt Daimler den AVTR, eine sehr futuristische,  

 

von dem Film „Avatar“ inspirierte Designstudie.  
Auch BMW bewarb ein neues Produkt, den Zero­
G­Lounger: einen sehr bequemen Sitz. Continental  
zeigt eine Technologie, mit der sich das Auto per  
Smartphone aus der Ferne einparken lässt.

DEUTSCHE FORSCHUNGSLANDSCHAFT 
GUT AUFGESTELLT

 

Auch wenn in Las Vegas deutsche Unternehmen auf  
den ersten Blick beim autonomen Fahren nicht ganz  
vorne mit dabei waren, sollte kein falscher Eindruck  
entstehen. Teilnehmern der Fachtagung „Forschung  
und Technologie für autonomes Fahren“, die am  
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5. und 6. Dezember 2019 in Berlin stattfand, bot sich  
ein anderes Bild. Bei der Tagung, die abwechselnd  
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung  
(BMBF) und dem Bundesministerium für Wirtschaft  
und Energie (BMWi) ausgerichtet wird, trafen sich  
die Fachleute der Branche, um über den aktuellen  
Stand der Forschung zu diskutieren.

 

­

 

­

TABELLE 1: STUFEN DER AUTOMATISIERUNG NACH SAE J3016

SAE­STUFE NAME BESCHREIBUNG

QUER­ UND 
LÄNGSFÜHRUNG 
(LENKEN / BREMSEN / 
BESCHLEUNIGEN)

 
 UMGEBUNGS

BEOBACHTUNG
­

RÜCKFALLEBENE

Stufe 0 No Automation 
(Keine Automation)

 Der Fahrer fährt eigenständig, 
auch wenn unterstützende 
Systeme (z. B. ABS oder ESP) 
vorhanden sind.

 
 

 

Fahrer Fahrer keine

Stufe 1 Driver Assistance 
(Assistenzsysteme)

 Fahrerassistenzsysteme helfen 
bei der Fahrzeugbedienung 
bei Längs­ oder Querführung 
(u. a. ACC).

 
 

 

Fahrer und 
System

Fahrer Fahrer

Stufe 2 Partial Automation 
(Teilautomatisierung)

 Ein oder mehrere Fahrerassis
tenzsysteme helfen bei der 
Fahrzeugbedienung bei Längs­ 
und gleichzeitiger Querführung.

­
 

System Fahrer Fahrer

Stufe 3 Conditional Automation 
(Bedingte Automati
sierung)

 
- 

Autonomes Fahren mit der 
Erwartung, dass der Fahrer auf 
Anforderung zum Eingreifen 
reagieren muss.

 
 

 

System System Fahrer

Stufe 4 High Automation 
(Hochautomatisierung)

 Automatisierte Führung des 
Fahrzeugs ohne die Erwartung, 
dass der Fahrer auf Anforde
rung zum Eingreifen reagiert. 
Ohne menschliche Reaktion 
steuert das Fahrzeug weiterhin 
autonom.

 
 

­
 

 
 

System System System

Stufe 5 Full Automation 
(Vollautomatisierung)

 Vollständig autonomes Fahren, 
bei dem die dynamische Fahrauf
gabe unter jeder Fahrbahn­ und 
Umgebungsbedingung, welche 
auch von einem menschlichen 
Fahrer beherrscht wird, durch
geführt wird.

 
­
 

 
 

­

System System System
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KÜNSTLICHE INTELLIGENZ 
IST DER SCHLÜSSEL

Gerade SAE International (ehemalige Bezeichnung  
„Society of Automotive Engineers“) Stufen 3 und  

höher lassen sich ohne künstliche Intelligenz nicht  
realisieren. Koordiniert durch den Verband der  
Automobilindustrie haben die deutschen Autobauer  
und Zulieferer daher schon früh eine ganze „Projekt
familie“ zum Thema entworfen. Das erste Projekt  
startete im vergangenen Jahr. „KI­Absicherung –  
Methoden und Maßnahmen zur Absicherung 
KI­basierter Wahrnehmungsfunktionen für das  
automatisierte Fahren“ nimmt gleich eines der wich
tigsten Probleme ins Visier: Wie kann sichergestellt  
werden, dass ein System, das selbständig lernt, im  
Einsatz auch zuverlässig wirklich das macht, was es  
machen soll?



Im Januar fand der Start von „KI­Delta­Learning“  
statt. Darin werden Verfahren entwickelt, die es  
erlauben, das bereits erworbene Wissen optimal zu  
nutzen und nur die zusätzlichen Anforderungen –  
das Delta – mit minimalem Aufwand lernen zu  
müssen. Zentrale Fragestellungen sind: Wie kann  
gelerntes Wissen weiter genutzt werden, auch wenn  
z. B. ein neuer Sensor genutzt wird? Oder: Wie kann  
ein KI­System mit einer neuen Umwelt zurecht
kommen, ohne alles von vorne lernen zu müssen?

Im Laufe des Jahres ist noch das Projekt „KI­
Datentooling“ geplant. Dort werden Methoden und 
Tools entwickelt, die klären, wie Daten am besten 
beschrieben, verarbeitet, selektiert, generiert, kom
primiert und bereitgestellt oder übertragen werden  
können, um sie für das Training, die Validierung,  
Test und Absicherung von KI­Systemen zu nutzen.

Jedes dieser Projekte bringt deutsche Automobil
hersteller, große Zulieferer, KMU und Forschungs
einrichtungen in einer engen Kooperation zusam
men. Die Projekte werden daher vom BMWi gefördert  
und haben je ein Finanzvolumen von 30 bis 40 Mio.  
Euro. Zusammen bilden Sie die Grundlage, um in  
der deutschen Automobilbranche ein international  
konkurrenzfähiges Ökosystem zum Thema KI­
Systeme für autonomes Fahren zu etablieren.

­

­

­
­
­

IN KÜRZE

Deutsche 
Hersteller haben 
bereits eine 
ganze Testfahr
zeug-Flotte 
auf der Straße. 
Erst Anfang 2020 
startete in 
Niedersachsen 
ein neues digi
tales Testfeld.

DATEN SIND DIE VORAUSSETZUNG FÜR KI

Voraussetzung für jedes KI­System auf Basis neuro
naler Netzte sind aber Daten – viele Daten. Auch hier  
haben in der öffentlichen Wahrnehmung Waymo  
und Uber die Nase weit vorn. Das ist ein Stück weit  
auch richtig, allerdings lassen sich die Erkenntnisse  
aus den doch überschaubaren, klar gegliederten  
Städten der USA nicht so leicht auf beispielsweise  
eine deutsche Kleinstadt übertragen.

­

Die deutschen Autohersteller haben, von der 
Öffentlichkeit eher unbemerkt, eine ganze Flotte von  
Testfahrzeugen auf der Straße. Um deren Effizienz  
zu verbessern, gibt es in Deutschland mittlerweile  
eine ganze Reihe von Testfeldern. Schon länger ist  
auf der Bundesautobahn A9 in Bayern, eine der am  
meisten frequentierten Autobahnen in ganz Deutsch
land, das Digitale Testfeld Autobahn (DTA) ein
gerichtet. Erst Anfang Januar ging das Testfeld  
Niedersachsen an den Start. Nach Fertigstellung  
wird es sich auf über 280 Kilometer auf Autobahn,  
Landstraße und in der Stadt erstrecken.

 

­
­

Gerade in Kooperationsprojekten sind die 
einzelnen Beteiligten durchaus bereit, Ihre gewon
nenen Daten mit anderen Unternehmen zu teilen.  
Aufgrund des Datenschutzes ist das aber gar nicht so  
einfach, denn zuständig sind die Landesdatenschutz
beauftragten. So kommt es, dass z. B. für Volkswagen 
in Wolfsburg in Niedersachsen andere Regeln gelten  
als für Continental in Frankfurt/Main, also Hessen,  
oder Daimler in Stuttgart, Baden­Württemberg.

 
­

­
 

Zum Glück machen „reale“ Daten, also solche,  
die aus echten Sensoren (Kameras, Radar, LIDAR  
usw.) an echten Autos aus echten Fahrten stammen,  
nur noch den kleineren Teil der benutzten Daten  
aus. Das Gros kommt aus dem Computer. Bei solch  
simulierten Daten werden entweder reale Fahrten  
abgewandelt (aus einer Fahrt bei Sonnenschein wird  
eine bei Wolken, im Regen, im Schnee oder Nebel)  
oder gleich die ganze Umgebung simuliert. Solche  
simulierten Fahrten haben den Vorteil, dass auch  
kritische Situationen – etwa solche, in denen ein  
Kind auf die Straße läuft – von den neuronalen Net
zen trainiert werden können.

­

Deutschland ist hier gut aufgestellt. Durch seine  
große und aktive Spieleentwicklerszene gibt es viel  
Know­How und entsprechendes Personal, das sich  
mit solchen Simulationen auskennt. Ein ordentlich  
ausgestattetes Rechenzentrum kann durch Simu
lation an einem Tag neuronale Netze mit ca. 650.000  
gefahrenen Kilometer füttern: ein Wert, der in der  
Realität wohl nie zu erreichen wäre. Von daher  
relativiert sich der Vorsprung der amerikanischen  
Konkurrenz.

­

VORAUSSETZUNG FÜR 
JEDES KI­SYSTEM AUF BASIS 
NEURONALER NETZE 
SIND DATEN – VIELE DATEN.

 
 

 

 
 

 
-
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RUND  

60 MILLIONEN 

Euro Förderung hat das BMWi seit 2016 
für drei Projekte im Bereich Sicherheit 
des autonomen Fahrens bereitgestellt.

GUTE ABSICHERUNG IST EIN WICHTIGER 
SCHRITT IN RICHTUNG SERIE

Die Entwicklung umfangreicher, flexibler Systeme  
zum autonomen Fahren ist im Labor also schon  
weit fortgeschritten. Bis zur Serie ist es aber noch  
ein längerer Weg. Ganz wichtig, gerade für die  
Homologation (die „Typzulassung“), ist die Frage  
der Sicherheit. Schließlich geht es hier letztendlich  
um Menschenleben – das der Insassen, aber auch  
anderer Verkehrsteilnehmer.

Voraussetzung sind also einheitliche Verfahren  
zur Absicherung solcher Systeme, also von Metho
den und Tests, die sicherstellen, dass die Systeme  
einwandfrei funktionieren. Da es eine schier 
unendliche Anzahl von Situationen gibt, in die ein  
autonom fahrendes Fahrzeug kommen kann, reicht  
es nicht aus, bei der Homologation lediglich einen  
Abschlusstest zu machen. Schon die Entwicklung  
muss entsprechenden Qualitätskriterien unterlie
gen. So ist z. B. bei der Auswahl der Trainingsdaten  
eines neuronalen Netzwerks Vorsicht geboten,  
damit das Netz nicht unbeabsichtigt falsche Zusam
menhänge lernt.

­

 

­

­

Auch dieses Themas hat sich die deutsche 
Automobilindustrie schon zeitig angenommen. Mit  
dem Projekt „PEGASUS – Projekt zur Etablierung  
von generell akzeptierten Gütekriterien, Werkzeugen  
und Methoden sowie Szenarien und Situationen  
zur Freigabe hochautomatisierter Fahrfunktionen“  
(Laufzeit 01/2016 – 06/2019) konnten Grundlagen  
gelegt werden, die nun – auch dank einer engen Ko
operation mit Japan – in die internationale Normung  
einfließen. Auch sind gleich zwei Nachfolgeprojekte  
gestartet, um die Arbeiten fortzuführen: „VVMetho
den – Verifikations­ und Validierungsmethoden  
automatisierter Fahrzeuge Level 4 und 5“ – sowie  
„SET Level 4to5 – Simulationsbasiertes Entwickeln  
und Testen von Level 4 und 5 Systemen“. Alle drei  
Projekte wurden bzw. werden vom BMWi mit 
zusammen rund 60 Mio. Euro gefördert.

 

­

­

 

FÖRDERUNG DES BUNDES IST 
INKUBATOR DER ENTWICKLUNG

 

Im Vergleich zu den Milliardenbudgets für For
schung und Entwicklung der großen Unternehmen  
ist die finanzielle Unterstützung des Bundes eher  
gering. Bei den stets als Kooperation angelegten  
Förderprojekten geht es auch nicht in erster Linie  
um den finanziellen Anreiz. Vielmehr geht es dar
um, verschiedene Spieler – oft gar Konkurrenten  
am Markt – in einem Projekt zur vorwettbewerbli
chen Forschung an einen Tisch zu bekommen und  
so ihr Know­how zu bündeln. Schon aus (kartell­)
rechtlichen Gründen ist eine Kooperation außer
halb solcher Projekte oft gar nicht möglich. Hinzu  
kommt, dass durch die Einbindung von öffentli
chen Forschungseinrichtungen und innovativen  
kleinen und mittleren Unternehmen ein breiter  
Technologietransfer entsteht.

­

­

­

­

­

Um die Schwerpunkte und Leitlinien für die  
künftige Ausrichtung der Forschungsförderung für  
das autonome Fahren zu bündeln, haben das BMBF,  
das BMWi und das Bundesministerium für Verkehr  
und digitale Infrastruktur (BMVI) im Juni 2019 den  
„Aktionsplan Forschung für autonomes Fahren“  
beschlossen. Er koordiniert die Forschungsaktivi
täten der Ministerien, bildet den Rahmen und zeigt  
den Weg für die Forschungsförderung der nächsten  
Jahre auf.

­

Auf diesem Weg warten noch eine ganze 
Menge Themen, die hier nicht angesprochen wurden:  
Neue Sensorik, effiziente Rechnerarchitekturen,  
Kommunikation zwischen den Fahrzeugen und  
mit der Infrastruktur, moderne Verkehrslenkung,  
rechtliche Rahmenbedingungen, Zugang zu Daten  
und vieles mehr.

 

Auch wenn manche Anbieter einen anderen  
Eindruck vermitteln: Für ein serienreifes autonomes  
Fahren in allen Verkehrslagen gibt es noch viel zu  
forschen und zu entwickeln. Das Rennen ist noch  
offen und die deutsche Automobilindustrie liegt 
auf einem guten Platz.

  
  

 

KONTAKT

MATTHIAS MARX
Referat: Digitalisierung, Industrie 4.0

schlaglichter@bmwi.bund.de
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IMPULSE FÜR 
WACHSTUM UND 
WETTBEWERBS
FÄHIGKEIT SETZEN

 
 



JAHRESWIRTSCHAFTSBERICHT 2020: WACHSTUM, 
WET TBEWERBSFÄHIGKEIT UND PRODUK TIVITÄT 
STÄRKEN – IN DEUTSCHL AND UND EUROPA

D as Bundeskabinett hat am 29. Januar den  
Jahreswirtschaftsbericht 2020 beschlossen.  
Im Jahr 2020 nimmt die Wirtschaft im Ver

gleich zum Vorjahr wieder etwas an Fahrt auf. Die  
Bundesregierung unterstützt den Strukturwandel  
und richtet ihre Wirtschafts­ und Finanzpolitik  
wachstumsorientiert aus.

­

Die Wirtschaft ist im Jahr 2019 im zehnten Jahr  
in Folge und etwas stärker als erwartet gewachsen.  
Eine Rezession konnte vermieden werden. Deutsch
land blickt somit auf ein volles Jahrzehnt konti
nuierlichen Wirtschaftswachstums zurück. Die  
Entwicklung am Arbeitsmarkt ist weiterhin positiv,  

­
­

aus der Binnenwirtschaft kommen Impulse. Löhne  
und verfügbare Einkommen sind in den letzten Jah
ren spürbar gestiegen. 

­

Für das Jahr 2020 erwartet die Bundesregierung  
eine Zunahme des preisbereinigten Bruttoinlands
produkts in Höhe von 1,1 %. Die Wirtschaft nimmt 
im Vergleich zum Vorjahr wieder etwas an Fahrt auf; 
nach einer vorübergehenden Schwächephase sind 
erste Silberstreifen am Horizont erkennbar. Die  
Arbeitslosenquote bleibt im Jahr 2020 voraussicht
lich stabil bei 5,0 %, die Zahl der Beschäftigten steigt  
weiter auf 45,4 Millionen. In der Folge nehmen auch  
die privaten Einkommen weiter spürbar zu. Hinzu  

­

­

2
4

S
C

H
L

A
G

L
IC

H
T

E
R

 M
Ä

R
Z

 2
02

0
W I R T S C H A F T S P O L I T I K



kommen steigende Löhne sowie staatliche Entlas
tungen im Bereich der Sozialversicherungen und  
der Einkommensteuer. Dies stützt die Binnenwirt
schaft, die derzeit stärkste Auftriebskraft der 
Konjunktur. Risiken bestehen nach wie vor im  
außenwirtschaftlichen Umfeld.

­

­
 

1,1 MRD.  

Euro beträgt die Entlastung für 
Unternehmen nach dem Bürokratie
entlastungsgesetz III

TRANSFORMATION BEGLEITEN, 
SPIELRÄUME SCHAFFEN

 

Deutschland und Europa stehen vor großen Her
ausforderungen: Die digitale Transformation 
verändert die Wirtschafts­ und Arbeitswelt grund
legend. Der demografische Wandel verstärkt den  
Handlungsbedarf bei der Gewinnung von Fachkräf
ten und bei den sozialen Sicherungssystemen. Der  
Schutz des Klimas erfordert Innovationen und In
vestitionen, bietet aber auch neue Möglichkeiten  
der Wertschöpfung. Zugleich ist das weltwirtschaft
liche Umfeld fragil. Angesichts dieser Herausforde
rungen muss die Wirtschaftspolitik darauf gerich
tet sein, neue Wachstumsmöglichkeiten zu eröffnen  
und Spielräume für Unternehmertum, Gründer
geist und individuelle Freiheiten zu schaffen.

­
 

­

­

­

­
­
­

­ ­
­

­
­

TABELLE 1: AUSGEWÄHLTE ECKWERTE DER GESAMTWIRT
SCHAFTLICHEN ENTWICKLUNG IN DER BUNDESREPUBLIK 
DEUTSCHLAND

­
 

Veränderung gegenüber Vorjahr in %, soweit nicht anders angegeben

2018 2019
JAHRES

PROJEKTION 
2020

­
 

ENTSTEHUNG DES BRUTTO
INLANDSPRODUKTS (BIP)

­

BIP (preisbereinigt) 1,5 0,6 1,1

Erwerbstätige (im Inland) 1,4 0,9 0,4

Arbeitslosenquote in % 
(Abgrenzung der BA) 2

 
5,2 5,0 5,0

VERWENDUNG DES BIP 
(preisbereinigt, real)

 

Private Haushalte und 
priv. Organisationen ohne 
Erwerbszweck

 
 1,3 1,6 1,3

Ausrüstungen 4,4 0,4 0,6
Bauten 2,5 3,8 2,1

Inlandsnachfrage 2,1 1,0 1,6

Exporte 2,1 0,9 2,0

Importe 3,6 1,9 3,2

Außenbeitrag (Impuls) 3 ­0,4 ­0,4 ­0,4

Bruttolöhne und ­gehälter 
je Arbeitnehmer

 3,2 3,2 2,7

1   Bis 2019 vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 2020;
2   Bezogen auf alle Erwerbspersonen;
3   Absolute Veränderung der Vorräte bzw. des Außenbeitrags in % des BIP des Vorjahres 

(= Beitrag zur Zuwachsrate des BIP)
 

Quellen: Statistisches Bundesamt 2020; Jahresprojektion der Bundesregierung

­
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ENTLASTUNGSMÖGLICHKEITEN NUTZEN

Die steuerlichen Entlastungsmaßnahmen der Jahre  
2019 bis 2021 werden in voller Jahreswirkung ein  
Volumen von deutlich über 25 Milliarden Euro  
erreichen. Mit dem Gesetz zur Rückführung des  
Solidaritätszuschlags 1995 werden in einem ersten  
Schritt ab dem Jahr 2021 insbesondere untere und  
mittlere Einkommen entlastet. In einem späteren  
zweiten Schritt soll der Solidaritätszuschlag in den  
Folgejahren vollständig abgeschafft werden. Mit  
dem dritten Bürokratieentlastungsgesetz (BEG III),  
das überwiegend zum 1. Januar 2020 in Kraft getre
ten ist, werden die Unternehmen um mehr als 1,1 Mil
liarden Euro im Jahr entlastet.

Die Bundesregierung prüft das Unternehmens
steuerrecht laufend auf Anpassungsbedarf an verän
derte Rahmenbedingungen, insbesondere mit Blick  
auf kleinere und mittlere Unternehmen.



AUF SOLIDER HAUSHALTSGRUNDLAGE 
VERSTÄRKT ÖFFENTLICH INVESTIEREN

 

Der Bund hat seit 2014 hat keine neuen Schulden  
aufgenommen, und auch für dieses Jahr sieht die  
Finanzplanung keine neuen Schulden vor. Erstmals  
seit 2002 wird der Maastricht­Referenzwert von 60 %  
nicht überschritten (vgl. Abbildung 1). 

Gleichzeitig steigen die Investitionen des Bun
des 2020 auf ein Rekordniveau von 42,9 Milliarden  
Euro – nachdem es im Jahr 2013 noch rund 25 Mil
liarden Euro waren. Sie machen derzeit rund 12 % 
des Bundeshaushalts aus (vgl. Abbildung 2). 

­

­

Insgesamt gibt der Bund im Zeitraum von 2020 bis  
2023 für Investitionen 162,4 Milliarden Euro aus.  
Dies entspricht einem Zuwachs von rund einem 
Drittel gegenüber der vorherigen Legislaturperiode.  
Der ausgeglichene Bundeshaushalt in Verbindung  
mit hohen Reserven und einem niedrigen Schul
denstand bietet weiterhin Spielräume, die genutzt  
werden sollten, um die Wirtschaft zu entlasten und  
neues Wachstum zu schaffen. 

ABBILDUNG 1: ENTWICKLUNG DER MAASTRICHT-SCHULDENSTANDSQUOTE

Quellen: bis 2018: Deutsche Bundesbank; ab 2019: Projektion BMF, Stand November 2019, auf Viertelprozentpunkte gerundet

ABBILDUNG 2: INVESTIVE AUSGABEN IM BUNDESHAUSHALT, 2014-2020

Quelle: Finanzberichte 2016 bis 2020. Haushaltsgesetz 2020. Investive Ausgaben 2014 ohne ESM-Mittel

­

DIGITALEN WANDEL GESTALTEN

Eine leistungsstarke digitale Infrastruktur ist von  
zentraler Bedeutung für den Wirtschaftsstandort  
Deutschland. Deshalb unterstützt die Bundes- 
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regierung den Ausbau mit hochleistungsfähigen  
Breitbandnetzen und beabsichtigt, die Mobilfunk
versorgung insbesondere in der Fläche möglichst  
schnell zu verbessern. 

­

Neue Technologien und digitale Unterneh
mensmodelle verändern das Zusammenspiel auf  
den Märkten. Deshalb muss auch die Wettbewerbs
politik auf den digitalen Wandel reagieren. Mit der  
10.  Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbs
beschränkungen (GWB) verbessert die Bundes
regierung die Möglichkeiten, dem Missbrauch von  
Marktmacht im Bereich der Digitalwirtschaft und  
Plattformökonomie entgegenzuwirken und damit  
gleichzeitig den Marktzugang für kleine und mitt
lere Unternehmen zu verbessern. Auf europäischer  
Ebene setzt sie sich für eine Modernisierung des  
Wettbewerbsrechts und eine Überprüfung des  
Beihilferechts ein.

­

­

­
­

­

Im digitalen Zeitalter sind Daten eine Schlüs
selressource. Die Datenstrategie der Bundesregie
rung hat zum Ziel, dass Daten in Deutschland 
vermehrt bereitgestellt und verantwortungsvoller  
genutzt werden. Das Projekt GAIA­X soll den Grund
stein für eine vernetzte und souveräne europäische  
Dateninfrastruktur legen. Reallabore schaffen zudem  
Testräume zur Erprobung neuer Geschäftsmodelle.

­
­
 

­

INNOVATIONEN FÖRDERN, SCHLÜSSEL
TECHNOLOGIEN VORANBRINGEN

­

Um die Wettbewerbsfähigkeit deutscher und euro
päischer Unternehmen angesichts des tiefgreifenden  
technologischen Wandels zu stärken, sind auch in
dustriepolitische Impulse erforderlich. In zentralen  
Zukunftsbereichen hat die Bundesregierung bereits  
wichtige Impulse für Innovationen gesetzt, etwa mit  
der KI­Strategie oder der Blockchain­Strategie. Ge
meinsam mit anderen europäischen Partnern setzt  

­

­

­

sich die Bundesregierung für eine langfristig ausge
richtete EU­Industriestrategie ein. Schlüsseltechno
logien sollen verstärkt gefördert werden, etwa als  
wichtige Projekte von gemeinsamem europäischem  
Interesse (Important Projects of Common European  
Interest, IPCEI). Für die Förderung des IPCEI „Bat
teriezellinnovation“ stellt die Bundesregierung weit  
mehr als 1 Milliarde Euro bereit.

­
­

­

GRÜNDUNGSFÖRDERUNG AUSBAUEN

Unternehmensgründungen sollen künftig einfa
cher und unbürokratischer möglich sein. Um junge  
Unternehmen in der Wachstumsphase zu stärken,  
hat die Bundesregierung mit dem Tech Growth  
Fund ein Instrument aufgesetzt, mit dem innova
tiven Unternehmen Venture Debt­Finanzierungen  
als Ergänzung zur Eigenkapitalfinanzierung zur  
Verfügung gestellt werden. Darüber hinaus arbeitet  
die Bundesregierung aktuell daran, dass sich die  
KfW Capital stärker im Bereich der Wachstums
finanzierung engagieren kann. Zudem prüft sie ein  
Fondsmodell, um institutionelle Anleger beihilfe
frei und marktgerecht an den deutschen Wagnis
kapitalmarkt heranzuführen, und eine Verbesse
rung der steuerlichen Rahmenbedingungen für  
Wagniskapitalfonds.

­

­

­

­
­
­
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FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG 
UNTERSTÜTZEN

 

Forschung und Entwicklung sind eine elementare  
Voraussetzung, um Innovationen zu generieren. Bis  
2025 sollen die Ausgaben von Bund, Ländern und  
Wirtschaft in Forschung und Entwicklung im Ein
klang mit der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie  
von derzeit etwa 3,1 % auf jährlich 3,5 % des Brutto
inlandsprodukts steigen. Die neu eingeführte 
steuerliche Forschungsförderung, die sich insbe
sondere an kleine und mittelgroße Unternehmen  
richtet, ergänzt die bestehende direkte Projektförde
rung.

­

­
 

­

­

3,5%
Bis 2025 sollen die Ausgaben von Bund, 
Ländern und Wirtschaft in Forschung 
und Entwicklung auf jährlich 3,5 % 
des Bruttoinlandsprodukts steigen.

 

­

 

 
 

­

­

­

­
­
­

 
 

 

TABELLE 2: ENTLASTUNGEN VON KOMMUNEN IM INVESTITIONS­ UND VERKEHRSBEREICH

MASSNAHMEN ERLÄUTERUNGEN

Gesetz zur Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen 
und zur Entlastung von Ländern und Kommunen bei der Aufnahme und 
Unterbringung von Asylbewerbern

 
 

∙ Finanzhilfen über Kommunalinvestitionsförderungsfonds (KInvFG I): 
3,5 Mrd. Euro insg. 2015 bis 2020

 

Schulsanierungsprogramm ∙ Finanzhilfen über Kommunalinvestitionsförderungsfonds (KInvFG II): 
3,5 Mrd. Euro insg. 2017 bis 2022

 

Sofortprogramm Saubere Luft und weitere Maßnahmen zur kurzfristigen 
Reduzierung von NO²­Emissionen in besonders betroffenen Kommunen

 ∙ Fördermittel von annähernd 2 Mrd. Euro insgesamt 2018 bis 2025

Erhöhung der Regionalisierungsmittel ∙ Erhöhung auf 8,2 Mrd. Euro im Jahr 2016
∙ ab 2017 bis 2031 Dynamisierung um 1,8 % p. a.
∙ zusätzliche Erhöhungen vorgesehen: 2020 um 150 Mio. Euro, 2021 um 

weitere 150 Mio. Euro und 2023 um weitere 150 Mio. Euro, die jeweils 
auch mit 1,8 % jährlich dynamisiert werden; ergibt für 2020 bis 2023 
insgesamt zusätzliche Mittel in Höhe von rd. 1,2 Mrd. Euro

 
 

 

Sondervermögen „Digitale Infrastruktur“ ∙ Errichtung für den Ausbau von Gigabitnetzen und in diesem Zusammen
hang auch Programmausgaben der Mobilfunkstrategie sowie den Digital
pakt Schule im Jahr 2018 und Erstausstattung mit Bundesmitteln in Höhe 
von 2,4 Mrd. Euro; in 2020 weitere Aufstockung aus Bundesmitteln um 
222 Mio. Euro zzgl. Erlöse aus der Vergabe von Frequenzen

­
­
 

 

Erhöhung des Bundesprogramms Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz ∙ 2020 Erhöhung auf rd. 665 Mio. Euro und 2021 auf 1 Mrd. Euro, 
ab 2022 Fortführung mit Dynamisierung (bisher 333 Mio. Euro p. a.)

 

∙ vorgesehen ab 2021 je 1 Mrd. Euro jährlich, ab 2025 2 Mrd. Euro 
und ab 2026 Dynamisierung um 1,8 % jährlich
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REGIONEN ALS WIRTSCHAFTSSTANDORTE 
STÄRKEN

Auf Länder und Kommunen entfielen im Jahr 2018  
rund zwei Drittel der gesamtwirtschaftlichen Inves
titionen; allein 34 % der öffentlichen Investitionen  
wurden auf kommunaler Ebene getätigt. Der Bund  
stellt Ländern und Kommunen umfangreiche 
Finanzhilfen zur Verfügung (vgl. Tabelle 2), u. a. 

insgesamt 7  Milliarden Euro für Investitionen 
finanzschwacher Kommunen, und entlastet sie 
auch weiterhin bei den Sozialausgaben.

Die regionale Strukturförderung setzt Impul
se für ein nachhaltiges Wachstum und trägt zu 
gleichwertigen Lebensverhältnissen bei. Um regi
onale Potenziale besser auszuschöpfen, hat die 
Bundesregierung ihre regionenbezogene Förde
rung neu aufgestellt und ein gesamtdeutsches  
Fördersystem geschaffen. Mit dem Strukturstär
kungsgesetz öffnet die Bundesregierung langfris
tige Perspektiven für die vom Strukturwandel be
troffenen Kohleregionen. Insgesamt sollen  



ABBILDUNG 3: DAS STRUKTURSTÄRKUNGSGESETZ KOHLEREGIONEN

-

-

-
-

-

1. Säule 
Investitionsförderungs

gesetz
-

Finanzhilfen (nach Art. 104b GG) 
in Höhe von bis zu 14 Mrd. € bis 
spätestens 2038 für besonders 
bedeutsame Investitionen der 
Länder und Gemeinden.

Die Länder entscheiden über 
die Projekte.

Beispiel: Ausbau von Industrie
parks oder Umweltsanierungen

-

2. Säule 
Weitere Bundesprojekte

Maßnahmen des Bundes durch 
Aufstockung bestehender 
Programme in Höhe von bis zu 
26 Mrd. € bis spätestens 2038.

Ressorts entscheiden über 
die Projekte.

Beispiel: Verkehrs- und Breit
bandinfrastruktur, Ansiedlung 
von Bundes- und Forschungs
einrichtungen 
(wie Fraunhofer, DLR)

Bis zu 1 Mrd. € für besonders 
betroffene Steinkohlekraft
werksstandorte in struktur
schwachen Regionen und für 
Helmstedt

Neues Bundesprogramm 
(„STARK“) zur Förderung 
nicht-investiver Maßnahmen

Planungsbeschleunigung

Bund-Länder-Koordinierungs
gremium

Wissenschaftliche Evaluation 
alle drei Jahre

Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

ABBILDUNG 4: STEIGENDE ZEITEN VON STELLENVAKANZEN ALS INDIKATOR FÜR FACHKRÄFTEBEDARF

Abgeschlossene Vakanzzeit in Tagen
Insgesamt (ohne Helfer)
Mai 2018 bis April 2019

Westdeutschland Ostdeutschland

2014

81

64

2015

84

70

2016

93

79

2017

103

91

2018

109

98

2019

121

110
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit; ohne Helfer- und Anlerntätigkeiten und ohne Zeitarbeitsunternehmen.

1. Säule 
Investitionsförderungs

gesetz

2. Säule 
Weitere Bundesprojekte



bis spätestens 2038 Finanzmittel von bis zu 40 Mil
liarden Euro für die Kohleregionen zur Verfügung  
gestellt werden (vgl. Abbildung 3). Darüber hinaus  
leisten die Strukturfonds der EU einen wichtigen  
Beitrag für die Förderung wirtschaftlich und  
finanziell schwacher Regionen.

­

FACHKRÄFTEANGEBOT VERBESSERN

Die Fachkräftegewinnung bleibt auch angesichts  
des demographischen Wandels eine Herausforde
rung (vgl. Abbildung 4). Das Gute­Kita­Gesetz, der  
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung und das  
Teilhabechancengesetz fördern eine höhere 
inländische Erwerbsbeteiligung. Mit dem Fach
kräfteeinwanderungsgesetz wird der rechtliche  
Rahmen verbessert, um Fachkräfte aus dem Aus
land zu gewinnen. Um heimische Fachkräfte für  
den Strukturwandel fit zu machen, setzt die Bundes
regierung Impulse u. a. mit dem Qualifizierungs
chancengesetz.

­

 
­

­

­
­

SOZIALE SICHERUNG ZUKUNFTSFEST 
AUFSTELLEN UND ARBEITSWELT 
MODERNISIEREN

 
 

Eine dynamische Soziale Marktwirtschaft erfordert  
leistungsfähige und nachhaltige Sozialversicherun
gen, die zugleich Spielräume für unternehmerische  
Entfaltung gewährleisten. Die Bundesregierung will  
die Sozialversicherungsabgaben daher bei unter  
40 % stabilisieren. Bereits in der Mitte des vor uns  
liegenden Jahrzehnts wird vom fortschreitenden  
demografischen Wandel weiterer Druck auf die Bei
tragssätze ausgehen. Die Bundesregierung hat vor  
diesem Hintergrund unter anderem die Kommis
sion „Verlässlicher Generationenvertrag“ einberufen.  
Das Arbeitsrecht entwickelt die Bundesregierung  

­

­

­

insbesondere mit Blick auf den technologischen  
Wandel kontinuierlich weiter. Über eine Tariföff
nungsklausel im Arbeitszeitgesetz sollen Experi
mentierräume für tarifgebundene Unternehmen  
geschaffen werden, um eine Öffnung für mehr selbst
bestimmte Arbeitszeit der Arbeitnehmerinnen und  
Arbeitnehmer und mehr betriebliche Flexibilität in  
der zunehmend digitalen Arbeitswelt zu erproben.

­
­

­

KLIMASCHUTZPROGRAMM UND 
KOHLEAUSSTIEG UMSETZEN

 

Mit dem Klimaschutzprogramm 2030 hat die Bun
desregierung einen Meilenstein zur Reduktion von  
Treibhausgasen gesetzt. Der nationale Emissions
handel für Brennstoffemissionen in den Sektoren  
Wärme und Verkehr, umgesetzt durch das Brenn
stoffemissionshandelsgesetz, legt die Grundlage für  
effizienten und sozialverträglichen Klimaschutz  
auch in diesen Sektoren. Die Einnahmen aus die
sem Emissionshandel werden in Klimaschutz
fördermaßnahmen reinvestiert oder in Form von  
Entlastungen an die Bürgerinnen und Bürger 
zurückgegeben. Mit dem Klimaschutzgesetz wur
den Klimaziele gesetzlich normiert und Sektorziele  
festgeschrieben (vgl. Tabelle 3).

­

­

­

­
­

 
­

TABELLE 3: EMISSIONSZIELE DER BUNDESREGIERUNG GEMÄSS BUNDES­KLIMASCHUTZGESETZ

HANDLUNGSFELD 1990 
(in Mio. Tonnen CO²­Äq.)

2018* 
(in Mio. Tonnen CO²­Äq.)

2030 
(in Mio. Tonnen CO²­Äq.)

2030 
(Minderung ggü. 1990, gerundet)

Energiewirtschaft 427 311 175 ­ 59 %

Gebäude 198 117 70 ­ 65 %
Verkehr 164 162 95 ­ 42 %
Industrie 284 196 140 ­ 51 %

Landwirtschaft 79 70 58 ­ 27 %

Teilsumme 1.152 856 538 ­ 53 %

Sonstige 99 10 5 ­ 95 %
Gesamtsumme 1.251 866 543 mind. ­ 55 %

*vorläufige SchätzungQuellen: Umweltbundesamt (2019) und Bundes-Klimaschutzgesetz; 
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Mit dem Kohleausstiegsgesetz hat die Bundes
regierung einen Vorschlag für einen gesetzlichen  
Fahrplan unterbreitet, mit dem der empfohlene  
Ausstieg aus der Kohleverstromung bis spätestens  
zum Jahr 2038 erfolgen soll.

-

ENERGIEWENDE WACHSTUMSFREUNDLICH 
UND SOZIALVERTRÄGLICH GESTALTEN

 

Die Energiewende leistet einen wichtigen Beitrag,  
um nationale, europäische und internationale 
Klimaschutzziele zu erreichen. Das Zieldreieck aus  
Versorgungssicherheit, Umweltverträglichkeit und  
Bezahlbarkeit bleibt Richtschnur der Energiepolitik.  
Die Bundesregierung hat das Ziel, im Jahr 2030  
einen Anteil erneuerbarer Energien am Stromver
brauch von 65 % zu erreichen. Ein entsprechend 
leistungsfähiges Stromnetz bleibt hierfür ein 
zentraler Baustein. Energie einzusparen und effizi
enter einzusetzen ist wesentlich, um die Klima
schutzziele zu erreichen. Mit der Energieeffizienz
strategie 2050 hat die Bundesregierung sowohl ein  
Effizienzziel für das Jahr 2030 beschlossen als auch  
ein konkretes Maßnahmenpaket auf den Weg ge
bracht. Mit dem gezielten Einsatz eines steigenden  
Energieforschungsbudgets setzt die Bundesregie
rung Anreize für innovative Technologien.

 

­

 
­
­
­

­

­

­

 

­

 
 

­

 

­
­

DAS ZIELDREIECK AUS 
VERSORGUNGSSICHERHEIT, 
UMWELTVERTRÄGLICHKEIT 
UND BEZAHLBARKEIT 
BLEIBT RICHTSCHNUR 
DER ENERGIEPOLITIK.

 

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, den  
europaweiten Emissionshandel langfristig um wei
tere Sektoren zu erweitern. In einem ersten Schritt  
soll der bestehende europäische Emissionshandel  
für die Bereiche Energie und Industrie um einen  
europäischen Mindestpreis ergänzt werden, um  
mehr Planungssicherheit für Klimainvestitionen  
in diesen Sektoren zu schaffen.

EUROPÄISCHE STÄRKEN 
UND POTENZIALE NUTZEN 

Die offenen Grenzen des europäischen Binnenmark
tes, der Euro als gemeinsame Währung im Euroraum  
und die Freizügigkeit von Bürgerinnen und Bürgern  
innerhalb der EU fördern den wirtschaftlichen 
Austausch innerhalb Europas und erhöhen das 
Wachstumspotenzial aller Mitgliedstaaten. Um den  
Binnenmarkt weiterzuentwickeln, verfolgt die  
Bundesregierung einen umfassenden Ansatz, der  
Digitalisierung, Dienstleistungen, Industriepolitik  
und Klimaschutz verknüpft. Eine stabile Wirtschafts­  
und Währungsunion bildet den Kern eines starken  
Europas. Die Bundesregierung setzt sich daher für  
Reformen zur Stärkung des Euroraums ein. In die
sem Jahr übernimmt Deutschland für ein halbes Jahr  
die Ratspräsidentschaft der Europäischen Union  
und die Bundesregierung kann in Europa wichtige  
Themen voranbringen und Schwerpunkte setzen.

OFFENE MÄRKTE FÖRDERN, 
REGELBASIERTEN HANDEL STÄRKEN

Der grenzüberschreitende Handel trägt weltweit zu  
Wachstum und Beschäftigung bei. Damit Unterneh
men ebenso wie Bürgerinnen und Bürger in Deutsch
land und Europa weiterhin von Welthandel und  
Globalisierung profitieren können, setzt sich die  
Bundesregierung für eine regelbasierte, nachhaltige  
Handels­ und Investitionspolitik und eine Stärkung  
und Modernisierung der WTO ein.
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www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/
Wirtschaft/jahreswirtschaftsbericht­2020.html

KONTAKT
SVEN BERGSCHMIDT, ANNE FELDHUSEN, DR. KATJA FUDER, 
BENEDIKT LANGNER & DR. KENAN ŠEHOVIĆ 
Referat: Grundsatzfragen der Wirtschaftspolitik

schlaglichter@bmwi.bund.de

mailto:schlaglichter@bmwi.bund.de
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KURZ & KNAPP 

ZUKUNFT EINER 
DIGITALISIERTEN 
WIRTSCHAFT
EXPERTENRUNDE IM BMWI ZU 
ENTWICKLUNGSPERSPEKTIVEN 
UND HERAUSFORDERUNGEN

E xpertinnen und Experten aus 
Wissenschaft, Verwaltung und 

Unternehmen haben am 21. und 22. 
Januar im BMWi Perspektiven für 
die deutsche Wirtschaft in einer digi
talisierten Zukunft diskutiert. Der 
zweitägige Workshop war Teil eines 
strategischen Vorausschauprozesses 
zu den langfristigen Perspektiven 
der Digitalisierung. Ziel des Prozesses 
ist es, alternative Szenarien für die 
Zukunft der digitalisierten deutschen 
Wirtschaft über einen Zeithorizont 
von 10 bis 15 Jahren zu entwickeln 
und wirtschaftspolitische Handlungs
optionen für die Gestaltung eines 
digitalen Ordnungsrahmens für die 
Soziale Marktwirtschaft abzuleiten.

 
 

 
 

­
 

 
 

 
 

 
 

 
 

­
 

 

Den Ausgangspunkt bilden mögliche 
Entwicklungen in acht Schlüssel
technologien, u. a. Digitale Plattformen,  
Internet der Dinge, Künstliche 
Intelligenz und Autonome Systeme. 
Am ersten Tag des Workshops wur
den übergeordnete Einflussfaktoren 
aus Technik, Wirtschaft, Umwelt, 
Politik und Gesellschaft beleuchtet, 
welche voraussichtlich Auswirkungen  
auf die zukünftige Entwicklung dieser 
Technologien haben werden. So war 
ein vieldiskutierter Aspekt Cyber
sicherheit, ohne die es kein Vertrauen 
und keine Perspektiven für viele digi
tale Anwendungen gebe. Auch dürften 
Nachhaltigkeitsaspekte vermehrt 

 
­

 
 

­
 

 
 

­
 

­
 

 

an Bedeutung gewinnen. Als wich
tigster unternehmerischer Treiber für 
digitale Innovationen wurde eine 
lebhafte Start­up­Kultur identifiziert.

­
 

 

Der zweite Tag widmete sich dem 
Einfluss der Digitalisierung auf die 
deutsche Wirtschaft, vor allem mit 
Blick auf ihre Ausprägung als „Soziale 
Marktwirtschaft“. Der zunehmende 
Einfluss digitaler Plattformen dürfte 
vor allem wettbewerbliche Fragen 
stärker in den Fokus rücken. Eine sich 
abzeichnende Entwicklung sei dabei 
eine zunehmende „Granularisierung“ 
des Marktes mit immer stärker indi
vidualisierten Angeboten. Dies werde 
auch entsprechende Auswirkungen 
auf die Regulierung haben und 
Gestaltung durch die Politik erfordern.  
Mit Blick auf den Arbeitsmarkt sei 
ein erheblicher Strukturwandel 
zu erwarten, welcher die Ausdifferen
zierung von Arbeitsformen weiter 
vorantreiben werde, mit Rückkopp
lungseffekten für die sozialen 
Sicherungssysteme wie auch die Rolle 

 
 
 

 
 

 
 

 
 

­
 

 
 

 
 

­
 
­

 
 

 
 

der Sozialpartner. Schließlich wurde 
Reformbedarf im Bildungswesen und 
bei der betrieblichen Weiterbildung 
diskutiert, welcher die Vermittlung 
digitaler Kompetenzen als Leitbild in 
den Fokus rücke. 

 
 

 
 

 

Im nächsten Projektschritt sollen 
auf Grundlage der Entwicklungspers
pektiven der Schlüsseltechnologien 
konkrete alternative Szenarien für die 
Entwicklung der deutschen Wirtschaft  
ausgearbeitet und ihre Auswirkungen 
detailliert skizziert werden. Im Som
mer werden die Ergebnisse im BMWi 
vorgestellt.

 
­

 

 
­
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INNOVATIONSPROZESSE 
GESTALTEN
DIE BMWI­TRANSFERINITIATIVE IM DIALOG: 
WELCHE ROLLE SPIELEN NORMEN UND STANDARDS?

Am 17. Januar 2020 fand die vierte 
Dialogveranstaltung der Transfer

initiative des BMWi statt. Der Dialog 
stand unter dem Titel „Die Rolle 
von Normung und Standardisierung 
für den Technologietransfer“. Der 
Parlamentarische Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft und 
Energie, Christian Hirte, eröffnete 
die Veranstaltung in Berlin. Für die 
innovative deutsche Wirtschaft sei es 
von großer Bedeutung, international 
Normen und Standards mit zu setzen. 
Die Transferinitiative solle konkrete 
Hemmnisse beim Technologietransfer 
abbauen, die Unternehmen auf dem 
Weg von der Idee in den Markt über
winden müssen. Mit der Dialogreihe 
suche das BMWi daher den Austausch 
mit den am Innovationsprozess betei
ligten Akteuren.

 
­
 

 
 

 
 

 
 
 

 
 
 

 
 

 
­
 

 
­

In Impulsvorträgen berichteten 
Vertreter aus Wirtschaft und Wissen
schaft über ihre Erfahrungen mit 
Normung und Standardisierung 
anhand der Beispiele Industrie 4.0, 
zivile Sicherheitsforschung, Blockchain  
sowie Künstliche Intelligenz. 

 
­

 
 

 

Die mehr als 100 Veranstaltungs
teilnehmer arbeiteten in drei parallelen  
Workshops. Es wurde diskutiert, 
wie KMU und Start­ups dazu angeregt 
werden könnten, sich stärker an 
nationalen und internationalen 
Normungsprozessen zu beteiligen. 
Vorgeschlagen wurden unter anderem  
niedrigschwellige Informations­ 
und Beratungsangebote und agilere 
Strukturen bei den Normungsprozessen,  
die die wachsende Agilität der Inno
vationsprozesse widerspiegeln. Des 
Weiteren wurde die Berücksichtigung 
von Normung und Standardisierung 
zum Beispiel in Technologieförder
programmen oder in technischen 
Studiengängen diskutiert.

­

 
 

 
 

 

 
 

­
 

 
 

­
 

Mit der Transferinitiative begleitet 
das Bundeswirtschaftsministerium 
den Technologie­ und Wissenstransfer. 
Ziel ist es, die Entwicklung von Inno
vationen zu unterstützen und so 
Forschungsergebnisse erfolgreich in 
neue, marktfähige Produkte und 
Dienstleistungen zu überführen. 

 
 

 
­

 
 

 
 

Die Transferinitiative beinhaltet unter 
anderem eine kontinuierliche 
Überprüfung und Verbesserung der 
bestehenden Innovations­ und 
Digitalförderprogramme des BMWi 
„Von der Idee zum Markterfolg“. 

 
 

 
 

 

Ein weiterer Beitrag für bessere 
Transferergebnisse ist auch die erst 
kürzlich in Kraft getretene Ergänzung  
des Förderprogramms „WIPANO – 
Wissens­ und Technologietransfer 
durch Patente und Normen“ um 
einen neuen Förderschwerpunkt 
„Unternehmen – Normung“ im 
Förderzeitraum 2020–2023. Kleine 
und mittlere Unternehmen sowie 
Freiberufler werden für eine aktive 
Mitarbeit in Normungsausschüssen 
des DIN sowie weiteren relevanten 
nationalen und internationalen 
Gremien finanziell unterstützt.

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
 

 
 

  

  

  
  

 
 

  

 

 

NORMEN UND STANDARDISIERUNG ... 

Quelle: BMWi
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NACH DEM „PHASE-
ONE-DEAL“ ZWISCHEN 
CHINA UND DEN USA
VERL AGERUNGSEFFEK TE UND HANDELSUMLENKUNG: 
WIE VERWUNDBAR SIND ANDERE VOLKSWIRTSCHAF TEN?

Als Reaktion auf das Phase­One­Abkommen  
zwischen China und den USA dürften die  
EU­Mitgliedstaaten Verlagerungseffekte und  

Handelsumlenkung unterschiedlich stark zu spü
ren bekommen. Deutschland erscheint dabei beson
ders betroffen. Da der Konflikt vorerst eingedämmt,  
aber seine Ursachen keineswegs beseitigt sind, lohnt  
ein Blick auf den Grad der Abhängigkeit einzelner  
Länder vom Handel mit den USA und China. 

­
­

PHASE­ONE­ABKOMMEN – 
EIN BEISPIEL FÜR „MANAGED TRADE“

 

Mit dem am 15. Januar 2020 zwischen den USA und  
China unterzeichneten „Phase One Trade Agree
ment“ konnte der transpazifische Handelskonflikt  
vorläufig entschärft werden. Im Rahmen dieses Ab
kommens sagt China ausgehend von den Import
werten von 2017 den Kauf von zusätzlichen 
US­Produkten im Wert von 200 Mrd. USD in den  
kommenden zwei Jahren zu. Damit soll das Import

­

­
­
 

­
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volumen über diesen Zeitraum (in Klammern 
angepeilte Steigerung in % gegenüber 2017) von

 

• Industriegütern1 um insgesamt 77,8 Mrd. USD  
(ca. +116 %)

• Energie (LNG, Rohöl und Raffinerieprodukte) 
um insgesamt 52,4 Mrd. USD (ca.+750 %),

 

• Agrarprodukten (u. a. Ölsaaten, Fleisch und Getreide)  
um insgesamt 32 Mrd. USD (ca. +150 %) und

• Dienstleistungen (u. a. Patente, Tourismus) um 37,9 
Mrd. USD (ca. +70 %) steigen.

Gleichzeitig sollen geistiges Eigentum und Geschäfts
geheimnisse von US­Unternehmen besser geschützt  
und erzwungener Technologietransfer gestoppt  
werden: Konkret verpflichtet sich China u. a. dazu,  
die strafrechtliche Verfolgung bei erzwungenem  
Technologietransfer auszuweiten, Verlängerungen  
des Patentschutzes zu erleichtern, die Beweislast  
umzukehren zu Lasten angeklagter chinesischer  
Nutzer fremder Rechte, den erzwungenen Techno
logietransfer als Voraussetzung für Marktzugang  
und behördliche Genehmigungen zu verbieten und  

darüber hinaus sicherzustellen, dass jeglicher Techno
logietransfer freiwillig und zu Marktbedingungen  
erfolgt.

Zugleich erleichtert China den Marktzugang  
für amerikanische Finanzdienstleister, u. a. durch  
eine Verbesserung der Möglichkeit, Wertpapiere zu  
emittieren, Investitionen in chinesische Aktien via  
Hongkong zu tätigen, Beschränkungen im Bereich  
des Anteilseigentums bei Lebens­ und Krankenver
sicherungen abzubauen und den Marktzugang für  
US­Ratingagenturen zu ermöglichen. Dabei han
delt es sich indes weitgehend um Maßnahmen, die  
ohnehin in der Planung bzw. sogar schon in der  
Umsetzungsphase waren.2 Neben diesen Maßnah
men verpflichtet sich China ferner, seine Währung  
nicht abzuwerten, nicht nachhaltig am Devisen
markt zu intervenieren und Daten über seine  
Devisenbestände regelmäßig offenzulegen.

1   Industriegüter im Sinne der Definition des Handelsabkommens: Industriemaschinen, elektrische Maschinen, pharmazeutische Produkte, 
Flugzeuge, Autos, optische Instrumente, Eisenprodukte und sonstige Industriegüter (wie bspw. Holzprodukte oder chemische Produkte)

2   Vgl. Chorzempa, M.: Did the US­China phase one deal deliver a win for US financial services?; https://www.piie.com/blogs/trade­and­
investment­policy­watch/did­us­china­phase­one­deal­deliver­win­us­financial

­

­

­

­

­

­

­

­

-

TABELLE 1: STRUKTUR DES US­EXPORTS UND 
CHINESISCHEN IMPORTS VON INDUSTRIEGÜTERN

in Mrd. USD

EXPORTE USA IMPORTE CHINA1

nach 
China 

 in die 
Welt

 Anteil an 
Gesamt
exporten

 
­ aus den 

USA 
 aus der 

Welt
 Anteil an 

Gesamt
importen

 
­

Industriemaschinen 13 202 6 % 16 170 10 %

Elektrische Maschinen 12 174 7 % 17 458 4 %
Pharmazeutische 
Produkte

 2 45 5 % 4 25 15 %

Flugzeuge 16 131 12 % 14 25 55 %

Autos 10 69 15 % 13 50 26 %

Optische Instrumente 4 44 9 % 5 19 25 %

Eisen 1 21 6 % 1 24 3 %

andere Industrieprodukte 7 70 10 % 8 97 9 %

Summe Industrieprodukte 67 757 9 % 79 869 9 %
Gesamt 130 1546 8 % 154 1844 8 %

1   Angaben über chinesische Importe aus den USA stimmen nicht mit Angaben der US­Exporte nach China überein. 
Gründe hierfür können u. a. unterschiedliche Bewertungsansätze und zeitliche Erfassung der Handelsströme sein. 

Quelle: UN Comtrade
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Offen ist zu diesem Zeitpunkt, inwieweit auch  
Nicht­US­Unternehmen von den Zugeständnissen  
der chinesischen Seite profitieren können. Dafür  
würde sprechen, dass es gesetzestechnisch und  
praktisch gerade im Finanzmarktbereich schwierig  
sein dürfte, Unternehmen aus Drittstaaten zu dis
kriminieren. Auch das Meistbegünstigungsprinzip,  
das den Vertragswerken der Welthandels

https://www.piie.com/blogs/trade-and-investment-policy-watch/did-us-china-phase-one-deal-deliver-win-us-financial


organisation (WTO) zugrunde liegt, dürfte einer  
gesetzlichen Privilegierung von US­Unternehmen  
in China entgegenstehen. 

Im Gegenzug verzichten die USA auf die  
ursprünglich für Mitte Dezember 2019 vorgesehenen  
Zollverschärfungen auf Konsumprodukte im Wert  
von knapp 160 Mrd. USD, durch die dann nahezu  
sämtliche chinesischen Importe in die USA mit Zu
satzzöllen belastet worden wären. Außerdem wer
den die am 1. September 2019 eingeführten Zölle  
auf chinesische Importe im Wert von 120 Mrd. USD  
ab dem 14. Februar 2020 von 15 % auf 7,5 % gesenkt.  
Unverändert erhalten bleiben US­Zölle in Höhe von  
25 % auf chinesische Importe im Wert von ca. 250  
Mrd. USD. So bleibt insgesamt ein Importvolumen  
von 370 Mrd. mit Zusatzzöllen belegt, das sind ca.  
70 % der gesamten chinesischen Importe. Damit  
behalten die USA ein wichtiges Druckmittel in der  
Hand. Die Belastung von US­Verbrauchern, die  
aufgrund der Einfuhrzölle häufig höhere Preise  
zahlen müssen, will die US­Regierung dabei offen
kundig in Kauf nehmen, solange die US­Wirtschaft  
insgesamt gut läuft. Das ist gegenwärtig der Fall. 

­
­

­

IN KÜRZE

De facto stärkt 
der US-Ansatz die 
Rolle staatsnaher 
bzw. staats
eigener Unter
nehmen in China.

„MANAGED TRADE“ STÄRKT ROLLE 
DER STAATSUNTERNEHMEN IN CHINA

 

Mit dem Abschluss des ersten Teilabkommens ist  
eine weitere Eskalation des Handelskonflikts zwi
schen den zwei größten Volkswirtschaften der Welt  
erst einmal abgewendet. Die Teileinigung führt zu  
einer gewissen Stabilisierung in den weltweiten  
Handelsbeziehungen und belegt die grundsätzliche  
Bereitschaft der USA und Chinas zur Verständigung  
in Einzelfragen. 

­

Gleichzeitig ist das Teilabkommen mit den  
umfassenden Kaufverpflichtungen für China Aus
druck eines – kleinteiligen – „Managed Trade“, der  
konzeptionell im Widerspruch zu den Grundsätzen  
des freien und regelbasierten Handels im Rahmen  
der WTO steht und im Zweifel zu Lasten von  
Drittländern geht. Anders als durch (Teil­)Substitu
tion anderer Importe dürfte China insbesondere  
die Verpflichtungen im Agrarsektor, aber auch im  
Industriesektor, nicht erfüllen können.3

­

­

Je höher der Anteil von Staatsunternehmen  
bzw. das Ausmaß staatlicher Lenkung in einem  
Sektor ist, desto leichter dürfte es China fallen,  

bestimmte Einkaufszusagen zu erfüllen. Ein hoher  
Staatseinfluss ist beispielsweise im Energie­ oder  
im Luftfahrtsektor anzunehmen. De facto stärkt  
der US­Ansatz eines „Managed Trade“ mit China  
damit – paradoxerweise – den Staatshandels
charakter und die Rolle staatsnaher bzw. staats
eigener Unternehmen in China.

­
­

 

­

­

­

­
­

  
  

CIRCA  

70%
 der gesamten chinesischen Importe in 
die USA sind weiterhin mit Zusatzzöllen 
belegt.
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TRANSPAZIFISCHER HANDELSKONFLIKT 
NICHT GELÖST

Weder in den USA noch in China wird erwartet,  
dass der grundlegende Systemkonflikt (der weit  
über Handelsfragen hinausgeht) mit dem Teilab
kommen gelöst wird. Viele der Kritikpunkte, etwa  
die Marktverzerrungen durch Staatsunternehmen  
und durch Subventionierung, bleiben ungelöst und  
sollen in einer zweiten Phase der Verhandlungen  
angegangen werden. 

Aber schon das Phase­One­Abkommen selbst  
birgt Konfliktpotential und könnte sich mittelbar  
und unmittelbar nachteilig für Drittstaaten erwei
sen. Das lässt sich am Beispiel der Zusagen im  
Industriegüterbereich gut darlegen: 

Die USA exportierten 2017 insgesamt Waren  
im Wert von ca. 130 Mrd. USD nach China, das sind  
8 % der weltweiten US­Exporte. Auf Industriegüter  
der oben genannten Kategorien entfielen ca. 67 Mrd.  
USD – dies sind ca. 52 % der gesamten US­Exporte  
nach China.4 

3  Vgl. Chowdry, S., Felbermayr, G.: The US­China Deal: How the EU and WTO lose from managed trade. Kiel Policy Brief No. 132, January 2020
4  Vgl. UN Comtrade: https://comtrade.un.org/; eingesehen am 16.1.2020

Für US­Industrieprodukte ist China offenbar  
bereits jetzt ein bedeutender Absatzmarkt. Dies gilt  
insbesondere für Autos (15 % der weltweiten US­
Exporte von Autos gehen nach China, siehe Tabel
le 1), Flugzeuge (12 %) und optische Instrumente  
(9 %). Die US­Industriegüterexporte nach China ent
fielen zu 23 % auf Flugzeuge, zu 18 % auf Industrie
maschinen, zu 17 % auf elektrische Maschinen, zu  

https://comtrade.un.org/


15 % auf Autos, zu 12 % auf optische Instrumente,  
zu 10 % auf sonstige Industriegüter, zu 3 % auf pharma
zeutische Produkte und zu 2 % auf Eisenmetalle.

Im Gegenzug bezieht China ca. 8 % seiner 
gesamten weltweiten Importe und 9 % der weltwei
ten Importe von Industrieprodukten aus den USA.  
Die USA sind ein bedeutender Lieferant Chinas für  
Industrieprodukte, insbesondere für Flugzeuge (China  
bezieht 55 % der weltweiten Importe von Flugzeugen  
aus den USA), Autos (26 %), optische Instrumente  
(25 %) und pharmazeutische Produkte (15 %).

Die Verdoppelung des US­Exportvolumens  
der im Abkommen genannten Produkte bis 2022  
– ausgehend von den Volumina des Jahres 2017 –  
erscheint allerdings kaum umsetzbar.5 Diese 
Steigerung entspräche einem durchschnittlichen  
jährlichen Exportwachstum von ca. 14 % zwischen  
2017 und 2021. Selbst in den Jahren 2000 bis 2007,  
als das chinesische BIP mit über 10 % jährlich  
gewachsen ist, haben die US­Exporte nach China  
maximal um 20 % pro Jahr zugenommen. Erschwe
rend kommt hinzu, dass der tatsächlich erforder
liche Anstieg der US­Exporte, ausgehend von den  
aktuellen Warenströmen, noch wesentlich größer  
ist. Denn US­Exporte von Industriegütern waren  
in den letzten beiden Jahren auch aufgrund der  
von China verhängten Gegenzölle rückläufig. Dies  
führt dazu, dass ausgehend von 2019 ein noch  
größeres Wachstum innerhalb von zwei Jahren  
nötig ist, um das in dem Abkommen festgelegte  
Ziel zu erreichen.

5  Vgl. Chad P. Bown: Unappreciated hazards of the US­China phase one deal: https://www.piie.com/blogs/trade­and­investment­policy­watch/
unappreciated­hazards­us­china­phase­one­deal

IN KÜRZE

In den letzten 
beiden Jahren 
waren US-Exporte 
von Industrie
gütern auch 
aufgrund der von 
China verhängten 
Gegenzölle 
rückläufig. Um 
die Ziele des 
Abkommens zu 
erreichen, ist also 
ein noch größeres 
Wachstum nötig.

­

 
­

 

­
­

­
 

­
­

 

­

­

­

­
 

DAS PHASE­ONE­ABKOM
MEN BIRGT KONFLIKT
POTENZIAL UND KÖNNTE 
SICH MITTELBAR UND 
UNMITTELBAR NACHTEILIG 
FÜR DRITTSTAATEN 
ERWEISEN.

­
­
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Skepsis bezüglich einer Erfüllung des Teilabkom
mens ist möglicherweise auch aufgrund von 
begrenzten US­Produktionskapazitäten angezeigt.  
So könnte es in einigen Bereichen für die USA schwie
rig werden, ihr Exportvolumen kurzfristig entspre
chend zu steigern. So ist bspw. die Gesamtnachfrage  
Chinas nach Eisenimporten größer als das gesamte  
Exportvolumen der USA oder – im Fall von Autos  
und elektrischen Maschinen – nur unwesentlich  
kleiner.

Allerdings könnte die statistische Erfassung  
der US­Exporte in Einzelfällen helfen: Für den 
Export von Flugzeugen nach China wird bspw. das  
Bestelldatum ausschlaggebend sein, so dass sich  
eventuelle Lieferschwierigkeiten des US­Flugzeug
bauers Boeing nicht auf das Abkommen auswirken  
dürften. Auch könnte eine bilaterale Aufwertung  
des Yuan gegenüber dem Dollar helfen: Die Ziel
werte sind in Dollar vereinbart. 

Aber ohne eine – erzwungene – Handelsum
lenkung zu Lasten von Drittländern wird China 
seine Zusagen nicht erfüllen können. Der Handels
konflikt zwischen den USA und China, die 

https://www.piie.com/blogs/trade-and-investment-policy-watch/unappreciated-hazards-us-china-phase-one-deal


  

  

 

damit verbundenen erhöhten Zölle auf Importe  
der USA aus China und umgekehrt sowie Teileini
gungen beeinträchtigen also nicht nur den Wohl
stand in den beiden direkt betroffenen Volkswirt
schaften. Große Volkswirtschaften wie Korea und  
Japan, die eng sowohl mit China als auch mit den  
USA verflochten sind, spüren den Konflikt ebenso  
wie die EU. 

­
­
­

Sicher erscheint, dass der Handelskonflikt  
zwischen den USA und China weiter schwelen wird.  
Es lohnt sich also, Indikatoren zu identifizieren,  
die die Verletzlichkeit von Volkswirtschaften für  
den Fall einer Verschärfung des transpazifischen  
Handelskonflikts näherungsweise abbilden und  
einen Vergleich untereinander ermöglichen.

IN KÜRZE

Transpazifische 
Zölle und andere 
Handelshemm
nisse können 
globale Wert
schöpfungsketten,  
in die Unter
nehmen aus 
Drittländern 
eingebunden sind, 
zerstören.

DRITTSTAATEN SEHR 
UNTERSCHIEDLICH BETROFFEN

 

Es gibt in der Diskussion durchaus Stimmen, die  
meinen, die EU könnte von einem transpazifischen  
Konflikt profitieren, da sie sowohl US­amerikani
sche Lieferungen nach China als auch chinesische  
Lieferungen in die USA teilweise ersetzen könnte.6  
Auch wenn solche Handelsumlenkungen beobachtet  
werden können, spricht viel dafür, dass die nega
tiven Effekte in der Summe überwiegen. Das gilt  
sowohl im Falle eines andauernden Konfliktes als  
auch bei einer Beruhigung infolge einer bilateralen  
Teileinigung wie dem Phase­One­Abkommen. 

­

­

VIEL SPRICHT DAFÜR, 
DASS DIE NEGATIVEN  
EFFEKTE IN DER 
SUMME ÜBERWIEGEN.

Folgende Auswirkungen auf Drittländer müssen für  
eine Gesamtbewertung berücksichtigt werden: Zum  
einen die Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum  
im Allgemeinen. Ein möglicherweise langsameres  
BIP­Wachstum in den USA und China (als Ergebnis  
des Handelskonfliktes) kann die Nachfrage der  
beiden Länder nach Waren und Dienstleistungen  
aus der EU spürbar senken. Weitere Auswirkungen  

sind aufgrund der vernetzten Produktionsstruktur  
zu erwarten. Globale Wertschöpfungsketten, in die  
Unternehmen aus Drittländern eingebunden sind,  
können durch transpazifische Zölle und andere  
Handelshemmnisse zerstört werden. Zudem könnte  
jede bilaterale Einigung zwischen den USA und  
China – wie vorläufig und partiell auch immer –  
Exporte aus Drittländern durch amerikanische oder  
chinesische Exporte ersetzen. Das gilt besonders  
dann, wenn sich China, wie beim sogenannten Phase­
One­Abkommen mit den USA, explizit verpflichtet,  
bestimmte Güter vorzugsweise aus den USA zu  
beziehen. Schließlich könnte eine durch höhere  
Zölle zwischen den USA und China ausgelöste 
Handelsumlenkung die negativen Effekte eines  
transpazifischen Handelskonflikts zwar mildern,  
soweit Deutschland bzw. die EU als Ersatzlieferant  
für China und die USA einspränge und sich Wert
schöpfungsketten weg aus China und den USA  
in die EU verlagerten. Diese Effekte dürften aber  
dadurch begrenzt sein, dass Deutschland und  
andere EU Staaten weder Chinas Rolle als Konsum
güterlieferant für die USA noch die Rolle der USA  
als Dienstleistungslieferant in China auch nur  
annähernd übernehmen könnten. 

 

­

­

Nicht überraschend sind die Handelsbezie
hungen7 der einzelnen EU­Länder mit China und  
den USA im Vergleich zu denjenigen Japans und  
Koreas weniger intensiv (Abbildung 1). Das impli
ziert, dass die jeweiligen EU­Länder von einem  
chinesischen bzw. US­amerikanischen Nachfrage
rückgang im Vergleich zu Japan und Korea auf den  
ersten Blick weniger betroffen erscheinen. Unter  
den EU­Staaten selbst gibt es dabei aber beträcht
liche Unterschiede:

­

­

­

­

Mit China haben die Niederlande, Großbri
tannien und Deutschland im EU­Vergleich die  
stärksten Handelsverflechtungen. Sie wären somit  
stärker als andere EU­Mitgliedstaaten von einem  
Rückgang der Nachfrage aus China betroffen.

­

Mit den USA haben Großbritannien, Deutschland,  
Italien, Frankreich und Belgien im EU­Vergleich  
die stärksten Handelsverflechtungen. 

Sie wären somit vergleichsweise stark von  
einem Rückgang der Nachfrage aus den USA 
betroffen.

 

 
 


 
-
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6  Vgl. z. B. https://www.iwkoeln.de/studien/iw­reports/beitrag/sonja­beer­juergen­matthes­christian­rusche­consequences­for­the­european­
union.html

7  Gemessen am Anteil des Handelsvolumens (Exporte plus Importe) am Gesamthandel.

https://www.iwkoeln.de/studien/iw-reports/beitrag/sonja-beer-juergen-matthes-christian-rusche-consequences-for-the-european-union.html


ABBILDUNG 1: ANTEIL DES HANDELSVOLUMENS AM GESAMTHANDEL
Exporte + Importe, in %

Quelle: UN Comtrade

ABBILDUNG 2: ANTEIL HEIMISCHER WERTSCHÖPFUNG AN EXPORTEN

Quelle: OECD TiVA

ABBILDUNG 3: BEITRAG HEIMISCHER WERTSCHÖPFUNG AN EXPORTEN 
ZUM BIP NACH ZIELLAND

Quelle: OECD TiVA
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Solche Analysen von Abhängigkeiten anhand von  
einfachen Außenhandelsdaten sind weit verbrei
tet.8 Allerdings sind solche Analysen der Verwund
barkeit nur anhand von Außenhandelsanteilen im  
besten Fall unvollständig, im schlechtesten Fall  
irreführend. Denn infolge von Vorleistungsverflech
tungen bzw. Zulieferungen aus anderen Ländern  
kann diese Betrachtung von Außenhandelsströmen  
nur ein unvollständiges Bild der tatsächlichen  
Abhängigkeiten liefern. Die Betroffenheit von  
Ländern, deren Exporte einen hohen ausländischen  
Wertschöpfungsanteil aufweisen, kann durch 
solche Analysen überschätzt werden, weil nur die  
Gesamtexporte z. B. in die USA oder nach China  
betrachtet werden, nicht aber die Vorleistungen  
aus anderen Ländern. Eine Bereinigung würde die  
Abhängigkeit des direkt exportierenden Landes  
verringern und die Abhängigkeit von Ländern, die  
Zulieferungen leisten, erhöhen. Dies betrifft insbe
sondere Volkswirtschaften, die sich am Ende der  
Wertschöpfungskette spezialisieren. Auch unter
scheiden sich die Länder erheblich voneinander,  
was die relative Bedeutung des Außenhandels  
in Bezug auf die Wirtschaftsleistung betrifft. Das  
Ausmaß, in dem ein pazifischer Handelskonflikt  
sich auf die inländische Wirtschaft der EU­Mitglied
staaten auswirken könnte, kann genauer daran  

abgeschätzt werden, wie hoch der Anteil einheimi
scher Wertschöpfung an den Exporten nach China  
und in die USA sowie am jeweiligen BIP ist. Die  
jeweiligen Außenhandelsanteile sollten also in  
zweifacher Hinsicht modifiziert werden.

­

IN KÜRZE

Der Anteil 
einheimischer 
Wertschöpfung 
an den Exporten 
in die USA und 
nach China 
variiert zwischen 
den EU-
Mitgliedstaaten 
nur wenig.

EINE BESSERE MESSUNG DER 
BETROFFENHEIT – DEUTSCHLAND 
BESONDERS EXPONIERT

 
 

Um zu derart veränderten Indikatoren zu gelangen,  
ist es ratsam, eine wertschöpfungsorientierte 
Betrachtung der Handelsströme vorzunehmen.  
Hierfür eignen sich bspw. die sog. TivA­Daten der  
OECD (TivA – Trade in Value Added), die internati
onale Handelsdaten mit nationalen Input­Output­
Tabellen verknüpfen und so zu einer globalen 
Input­Output­Tabelle gelangen, aus der sich wie
derum globale Wertschöpfungsverflechtungen  
ablesen lassen. Die TivA Daten der OECD umfassen  
64 Volkswirtschaften und bilden dabei 36 Sektoren  
ab.9 

 

­
 
 

­

 

 

­

­
­

­

 

­

­

­

8  

  

 Vgl. zuletzt z. B. https://www.oekonomenstimme.org/artikel/2019/12/der­handelskrieg­zwischen­den­usa­und­china­­­eine­bedrohung­
fuer­die­weltwirtschaft/; S. 16f.

9  Der Preis der besseren Methodik besteht darin, dass die letzten veröffentlichten Daten von 2015 sind und es sich teilweise um Schätzungen 
handelt. Eine weitere Einschränkung ist, dass indirekte Verflechtungen nicht erfasst werden, die etwa dadurch entstehen, dass die deutsche 
Industrie für ihre Exporte nach China oder in die USA Zulieferungen aus Tschechien, Polen oder Ungarn bezieht und diese nicht in den jeweiligen 
Exporten der Zulieferländer erfasst sind.
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Eine Auswertung dieser Daten zeigt, dass 
der Anteil einheimischer Wertschöpfung an den  
Exporten in die USA und China zwischen den 
EU­Mitgliedstaaten wenig variiert (Abbildung 2,  
Seite 39). Dabei gilt: Je höher der heimische Wert

https://www.oekonomenstimme.org/artikel/2019/12/der-handelskrieg-zwischen-den-usa-und-china---eine-bedrohung-fuer-die-weltwirtschaft/


schöpfungsanteil, desto eher wirkt sich ein 
Einbruch der Exporte auf heimische Produktion  
und Beschäftigung aus. Die Exporte von Groß
britannien, Deutschland, Italien, Frankreich und  
Spanien nach China und in die USA weisen alle  
einen Anteil zwischen knapp 75 und 85 % an 
heimischer Wertschöpfung auf. Nur einige kleinere  
EU­Mitgliedstaaten verzeichnen niedrigere Werte.  
Den geringsten Anteil weist die Slowakei mit 50 %  
auf. Relativ niedrig fallen auch die Anteile der Nie
derlande, Belgiens und – außerhalb Europas – von  
Korea aus. Die Inselstaaten Japan und Großbritannien  
fallen durch durchweg etwas höhere heimische Wert
schöpfungsanteile auf. Die Wertschöpfungsanteile  
aller Länder unterscheiden sich auch bei einem  
Vergleich der Lieferungen nach China mit denjeni
gen in die USA nur wenig. 

 

­

 

­

­

­

Ein differenzierteres Bild ergibt sich, wenn  
zusätzlich die Bedeutung des Handels mit den USA  
und China für die einzelnen EU­Staaten, gemessen  
an der Relation zum BIP, in die Analyse einbezogen  
wird (Abbildung 3, Seite 39). Die unterschiedlich  
starke Exportorientierung der EU­Mitgliedstaaten  
führt dann zu einem erheblichen Gefälle:

In Belgien, Großbritannien und Deutschland  
trägt die in den Exporten in die USA enthaltene  
heimische Wertschöpfung mit jeweils etwa 3,5 % 
im Vergleich zu den anderen EU­Staaten, die  
zwischen 1,3 % und 2,5 % liegen, am meisten zum  
Bruttoinlandsprodukt bei. 

Deutschland ist beim Beitrag der in den Expor
ten nach China enthaltenen heimischen Wertschöp
fung zum Bruttoinlandsprodukt mit 2,6 % der euro
päische Ausreißer nach oben. Frankreich auf Platz  
zwei kommt immerhin auf 1,8 %. Damit ist die  
Bedeutung vor allem des Handels mit China für  
Frankreich, aber auch für Deutschland im EU­Ver
gleich eine ganz andere als bei einer schlichten  
Betrachtung der Außenhandelsanteile, die Groß
britannien und die Niederlande viel exponierter  
darstellt.

­
­
­

­

­

­

­
­

­

­

­
­

­

­

­

 
 

80%
 beträgt der Anteil der heimischen 
Wertschöpfung an den deutschen Exporten 
in die USA, bei den Exporten nach China 
liegt der Anteil bei 78 %.

Die für Japan errechneten Beiträge der in den  
Exporten nach China und in die USA enthaltenen  
heimischen Wertschöpfung zum Bruttoinlands
produkt schrumpfen auf Werte, die kaum größer  
als für Deutschland sind, wodurch sich auch hier  
ein völlig anderes Bild als bei den Außenhandels
anteilen ergibt. Da die heimischen Wertschöpfungs
anteile relativ hoch sind, dürfte hier der große  
japanische Binnenmarkt für die Veränderung der  
Ergebnisse ausschlaggebend sein. Die koreanische  
Wirtschaft wäre mit Anteilen von mehr als 4 % (Ex
porte in die USA) und 10 % (Exporte nach China)  
deutlich empfindlicher von einem transpazifischen  
Handelskonflikt betroffen.

Gemessen am heimischen Wertschöpfungs
anteil ist die Bedeutung des Außenhandels mit den  
USA im Vergleich zum Außenhandel mit China bei  
fast allen EU­Staaten spürbar größer. Besonders  
hoch ist diese Differenz bei den Niederlanden, Groß
britannien, Belgien, Italien und Spanien. Deutsch
land ist zusammen mit Frankreich hingegen das  
einzige größere EU­Land, bei dem die Bedeutung  
des Außenhandels mit China gemessen am heimi
schen Wertschöpfungsanteil annähernd so groß ist  
wie die des Außenhandels mit den USA.

EIN FAZIT

Für Deutschland ist auch der Handel mit China und  
den USA zusammengenommen, gemessen an den  
heimischen Wertschöpfungsanteilen, im EU­
Vergleich mit Abstand am bedeutendsten. Da der 
Anteil der Exporte am BIP in Deutschland zudem  
größer ist als bei den meisten anderen EU­Mitglied
staaten, hat Deutschland im Ergebnis mehr zu  
verlieren als andere, wenn der transpazifische Handels
konflikt eskalieren würde und sich dämpfend auf  
das Wachstum der USA und China niederschlüge. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass  
unter den betrachteten Ländern Korea am stärksten  
vom transpazifischen Handelskonflikt betroffen ist.  
In Europa wäre Deutschland besonders betroffen,  
da die deutsche Volkswirtschaft im Gegensatz zu vielen  
anderen europäischen Staaten im Handel mit den 
USA und China stark engagiert ist.

KONTAKT
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KATRIN VAN DYKEN & DR. BEREND DIEKMANN
Referat: USA, Kanada, Mexiko

schlaglichter@bmwi.bund.de

mailto:schlaglichter@bmwi.bund.de


»STATT WINTERSCHLAF: 

BIS ZU 45 % FÖRDERUNG 

AUF DIE NEUE HEIZUNG 

SICHERN!«
Jetzt informieren auf machts-effizient.de

Kostenfreie Hotline: 0800 0115 000Kostenfreie Hotline: 0800 0115 000

»STATT WINTERSCHLAF: 

BIS ZU 
AUF DIE NEUE HEIZUNG 

SICHERN!«

https://machts-effizient.de


KAMPAGNE FÜR 
MEHR ENERGIE
EFFIZIENZ

 
-

VIELFÄLTIGE INFORMATIONEN UND 
ANGEBOTE FÜR DIE OPTIMALE NUTZUNG 
VON ENERGIE

 
 

E nergie ist zu kostbar, um sie zu verschwenden. Ener
gieeffizienz, Energiesparen und die stärkere Nut
zung erneuerbarer Energien sind für das Gelingen 

der Energiewende unverzichtbar. Mit der Informations
kampagne „Deutschland macht’s effizient“ will das Bun
desministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) alle 
Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen, Kommunen, Ver
bände und Initiativen aktivieren, beim Generationenpro
jekt Energiewende mitzumachen und energieeffizient zu 
handeln. Sie werden durch die Kampagne umfassend in
formiert und motiviert, Strom und Wärme optimal zu nut
zen und unnötigen Energieverbrauch zu vermeiden. Denn 
der beste Strom ist der, der nicht verbraucht wird. 

­
­

­
­

­
­

­
­

Energieeffizienz heißt, benötigte Wärme, Kälte oder 
Strom möglichst ressourcenschonend zu produzieren. 
Energieeffizienz heißt auch, möglichst wenig erzeugte 
Wärme oder Kälte ungenutzt wieder verpuffen zu lassen. 
Die Informationskampagne unterstützt auch bei der Pla
nung und Finanzierung von größeren Investitionen bei
spielsweise im Eigenheim, im Unternehmen oder in der 
Kommune mit fundierten und leicht verständlichen In
formationen über alle Förderangebote. 

­
­

­

Ab 2020 gelten attraktivere Fördersätze für energe
tische Sanierungen und für Energieberatungen sowie 
steuerliche Vorteile bei der energetischen Gebäudesanie
rung. Und wer seine Ölheizung gegen eine effizientere 
und klimafreundlichere Anlage austauscht, erhält nun 
eine Austauschprämie. Das Marktanreizprogramm „Wär
me aus erneuerbaren Energien“ enthält weitere Verbes
serungen: So gibt es nun auch Zuschüsse für klimafreund
liche Anlagen, die keine alte Ölheizung ersetzen.

­

­

­
­
­

 

 
  

­

 

MEHR ZUM THEMA

Zentrales Informationsmedium der Energieeffizienz­
Kampagne ist – mit vielen Infos, Tipps, Förderprogrammen, 
interaktiven Ratgebern, Praxisbeispielen und Anleitungen 
für die Beantragung von Fördermitteln – die Website 
www.deutschland­machts­effizient.de
Sie wird begleitet durch Anzeigenschaltungen, Informations
veranstaltungen, Messeauftritte, Broschüren und aktuelle 
Informationen – unter anderem durch den Newsletter 
„Energiewende direkt“, den man abonnieren kann:  
www.bmwi­energiewende.de

B E S T  O F  S O C I A L  M E DI A

AUF FACEBOOK

­

­

#MEISTERPFLICHT
In der Reihe „Meister des Monats“ stellt 
Fliesenleger Stefan Bohlken sein Gewerk vor

 

 
 

AUF T WIT TER

#CHAMPIONS
VONHIER

 – mit der ZIM­
Mittelstands
förderung

AUF INSTAGR AM
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#STARKEFRAUENSTARKEWIRTSCHAFT
Porträt der Gründerinnen von Motel a Miio, 
die erfolgreich ihre eigene Keramikmarke 
aufgebaut haben

http://www.deutschland-machts-effizient.de
http://www.bmwi-energiewende.de


­

­

­

­

­

­
 

NEUE FÖRDER
MÖGLICHKEITEN FÜR 
DIE ENERGIEWENDE 
IM GEBÄUDEBEREICH


 

 

MEHR ENERGIEEFFIZIENZ , MEHR ERNEUERBARE 
ENERGIEN: NEUE ANREIZE FÜR KLIMAFREUNDLICHE 
INVESTITIONEN

 
 

4
4

S
C

H
L

A
G

L
IC

H
T

E
R

 M
Ä

R
Z

 2
02

0
W I R T S C H A F T S P O L I T I K

M it Beginn des Jahres 2020 gab es deutliche  
Neuerungen in der Förderung für Ener
gieeffizienz in Gebäuden und das Heizen  

mit erneuerbaren Energien. Die Austauschprämie  
für Ölheizungen ist eingeführt, die Fördersätze in  
den bestehenden Programmen sind gestiegen und  
jetzt lassen sich mit energetischer Gebäudesanie
rung sogar Steuern sparen. Die Bundesregierung  
hat damit zentrale Entscheidungen des Klima
kabinetts umgesetzt. 

Im September 2019 hat das Klimakabinett ein  
klares Signal gesendet: Deutschland muss noch  
mehr als bisher in Energieeffizienz und erneuerbare  
Energien investieren, um seine Klimaschutz­Ziele  
2030 zu erreichen. Auch wenn hierzulande die meis
ten Menschen beim Thema Energiewende vor allem  
an den Stromsektor denken, beispielsweise an den  
Ausbau von Photovoltaik­Anlagen und Windkraft,  
so umfasst die Energiewende doch viel mehr als das.  
Schließlich entfallen 40 % des Energieverbrauchs  

in Deutschland auf den Gebäudebereich. Haus
eigentümerinnen und Hauseigentümer, die ihre  
Häuser umfassend sanieren und dabei unter ande
rem ihre Wände und Dächer dämmen, leisten 
einen wichtigen Beitrag, um den Energieverbrauch  
im Gebäudesektor zu senken. Und wer seine alte  
Ölheizung gegen eine neue Heizungsanlage tauscht,  
die erneuerbare Energien nutzt, spart direkt CO²­
Emissionen ein. Um die Anreize für klimafreundliche  
Investitionen im Gebäudesektor zu verstärken,  
setzen die Verbesserungen in der Förderung genau  
hier an. 



AUSTAUSCHPRÄMIE FÜR ÖLHEIZUNGEN

Der Austausch einer alten Ölheizung gegen eine  
neue, effizientere und klimafreundlichere Anlage  
wird seit Januar 2020 mit der Austauschprämie für  
Ölheizungen gefördert. Wer seine Ölheizung durch  
eine Heizung ersetzt, die vollständig mit erneuer
baren Energien betrieben wird, kann einen Zuschuss  
in Höhe von bis zu 45 % der Investitionskosten  
erhalten. Darunter fallen zum Beispiel Wärme
pumpen, die mit Wärme aus Wasser, Luft oder Erde  
betrieben werden. Diese eignen sich besonders für  
gut gedämmte Häuser, die mit relativ niedrigen  
Temperaturen beheizt werden können. Dies gilt  
zum Beispiel für Häuser mit einer Fußbodenhei
zung. Auch Biomasse­Anlagen profitieren von der  
attraktiven Förderung. Denn moderne Biomasse­
Kessel ermöglichen klimafreundliches Heizen mit  
Holz oder Pellets: Bei der Verbrennung wird nur so  
viel klimaschädliches CO  freigesetzt, wie das Holz  ²
beim Nachwachsen wieder bindet.

­

­

­

Wer seine alte Ölheizung gegen eine Gas­
Hybridheizung ersetzt, die einen Erneuerbaren­Anteil  
von mindestens 25 % vorweisen kann, wird mit  
einem Investitionszuschuss von bis zu 40 % gefördert.  
Hier bietet sich zum Beispiel die Einbindung von  
Solarthermie an. Eine Solarthermie­Anlage auf dem  
Dach wandelt Sonnenstrahlen in Wärme um. Die  
Wärme kann sowohl für Warmwasser als auch für  
das Heizen von Räumen eingesetzt werden.

 
 

 

BIS ZU  

45%
 der Investitionskosten beträgt 
die Austauschprämie, wenn jemand 
seine alte Ölheizung ersetzt, 
die vollständig mit erneuerbaren 
Energien betrieben wird.

HEIZEN MIT ERNEUERBAREN ENERGIEN 

Die Austauschprämie für Ölheizungen kann beim  
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle  
(BAFA) über das Förderprogramm „Heizen mit  
Erneuerbaren Energien“ beantragt werden. Hier  
gibt es auch attraktive Investitionszuschüsse für  
energieeffiziente und klimafreundliche Heizungen,  
die keine alten Ölheizungen ersetzen: 35 % für Hei
zungen, die vollständig mit erneuerbaren Energien  
betrieben werden, 30 % für Gas­Hybridheizungen  
mit einem Erneuerbaren­Anteil von mindestens  
25 % und 20 % für Gas­Brennwertheizungen, die inner
halb von zwei Jahren nach Installation erneuerbare  
Energien einbinden. Der Einbau von Ölheizungen  
wird nicht gefördert. 

­

­

Als förderfähige Kosten können bis zu 50.000  
Euro pro Wohneinheit angerechnet werden. Bei  
Nichtwohngebäuden beträgt die Höchstgrenze der  
förderfähigen Kosten 3,5 Mio. Euro. Zu Nichtwohn
gebäuden gehören zum Beispiel gewerblich 
genutzte Gebäude, aber auch Schulen, Kitas und  
Schwimmbäder. 

­
 

Die Antragstellung erfolgt online unter www.
bafa.de/ee. Wichtig hierbei: Die Anträge für eine  
Förderung müssen gestellt werden, bevor die neue  
Heizung erworben oder der Einbau der neuen  
Heizung in Auftrag gegeben wird. Die Auszahlung  
des Zuschusses erfolgt nach Inbetriebnahme der 
neuen Heizung.

 

 

ENERGIEEFFIZIENT BAUEN UND SANIEREN 

In der vom BMWi finanzierten KfW­Förderung  
„Energieeffizient Bauen und Sanieren“ sind im  
Januar 2020 die Fördersätze deutlich gestiegen.  
Davon profitieren Privatpersonen, Unternehmen  
und Kommunen. 

Für Eigenheimbesitzerinnen und Eigenheim
besitzer, die ihre Häuser sanieren, sind die Förder
sätze um 10 Prozentpunkte gestiegen.

­
­
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http://www.bafa.de/ee


Wer sein Haus komplett saniert und dabei zum Bei
spiel den anspruchsvollen Effizienzhaus­Standard  
55 erreicht, kann einen Zuschuss in Höhe von bis  
zu 40 % der Investitionskosten erhalten – entweder  
als direkten Investitionszuschuss oder als Tilgungs
zuschuss zu einem KfW­Kredit. Die Höchstgrenze  
der förderfähigen Kosten ist zudem von 100.000  
Euro auf 120.000 Euro gestiegen. Das bedeutet, dass  
sich der Zuschuss zu einem Effizienzhaus 55 in der  

­

­

Sanierung auf bis zu 48.000 Euro beläuft. Nicht nur  
Komplett­Sanierungen erhalten eine Förderung.  
Auch einzelne Maßnahmen zur energetischen  
Sanierung, wie zum Beispiel das Dämmen von  
Dächern und Wänden oder der Fenstertausch, werden  
gefördert. Hier hat sich der Fördersatz verdoppelt,  
auf 20 % der Investitionskosten. Als förderfähige  

Kosten können maximal 50.000 Euro angerechnet  
werden. Umgerechnet bedeutet dies, dass Einzel
maßnahmen einen Zuschuss von bis zu 10.000 Euro  
erhalten können. 

­

­

­

­

­

GEFÖRDERT WERDEN 
NEBEN DER KOMPLETT
SANIERUNG AUCH EINZEL
MASSNAHMEN WIE 
DER FENSTERTAUSCH.

 
­

­
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Auch energieeffiziente Neubauten werden mit  
KfW­Krediten gefördert. Fördervoraussetzung ist  
hier, dass die gesetzlichen Anforderungen an Ener
gieeffizienz deutlich übertroffen werden. Fast jede  
dritte Wohnung, die in Deutschland neu gebaut  
wird, wird auf diesem Wege finanziell unterstützt.  
Auch hier sind die Fördersätze um 10 Prozentpunkte  
und die Höchstgrenze der förderfähigen Kosten  
auf 120.000 Euro gestiegen. Für den Neubau des  
anspruchsvollsten Effizienzhausstandards – das  
Effizienzhaus 40 plus – gibt es jetzt einen Förder
satz von bis zu 25 %, was einem Tilgungszuschuss  
von bis zu 30.000 Euro entspricht. 

Auch Unternehmen und Kommunen profi
tieren von der Förderung für energieeffizientes Bauen  
und Sanieren. Einzelmaßnahmen zur energetischen  
Sanierung von Nichtwohngebäuden werden mit  
einem Fördersatz von bis zu 20 % gefördert, für Kom
plettsanierungen gibt es bis zu 27,5 %. Neubauten  
von Nichtwohngebäuden können mit bis zu 5 %  
gefördert werden. Der maximale Kreditbetrag  
beträgt 25 Mio. Euro. 



 
­

 
 

Für die Antragstellung einer KfW­Förderung muss  
eine Energieeffizienz­Expertin oder ein Energie
effizienz­Experte eingebunden werden. Auch bei  
der KfW­Förderung gilt: Die Antragstellung muss  
vor Vorhabenbeginn erfolgen. Direkte Investitions
zuschüsse für energieeffiziente Sanierungen können  
online im KfW­Zuschussportal beantragt werden.  
Wer sich für einen KfW­Kredit mit Tilgungszuschuss  
entscheidet, stellt den Antrag über die Sparkasse  
oder Bank. 

40%
Das ist der höchstmögliche neue 
Zuschuss, wenn bei einer Komplett
sanierung der anspruchsvolle 
Effizienzhaus­Standard 55 erreicht 
wird.

­

­

STEUERN SPAREN MIT 
ENERGETISCHEN SANIERUNGEN 

 

Seit dem 1. Januar 2020 lassen sich mit energetischer  
Gebäudesanierung sogar Steuern sparen. Für die  
Einführung der steuerlichen Förderung hat sich das  
BMWi seit Jahren eingesetzt. Steuerlich gefördert  
werden Einzelmaßnahmen zur Verbesserung der  
Energieeffizienz und zum Heizen mit erneuerbaren  
Energien. Zu ihnen zählen beispielsweise ein 
Heizungstausch, der Einbau neuer Fenster oder die  
Dämmung von Dächern und Außenwänden. 

 

Bei Einzelmaßnahmen zur energetischen 
Gebäudesanierung sind 20 % der Aufwendungen  
(max. 40.000 Euro pro Wohnobjekt), verteilt über drei  
Jahre, steuerlich abzugsfähig. Bei der energetischen  
Baubegleitung und Fachplanung sind abweichend  
davon 50 % der anfallenden Kosten abzugsfähig. Die  
steuerliche Förderung ist progressionsunabhängig  
ausgestaltet, d. h. der Abzug erfolgt von der indi
viduellen Steuerschuld. Von der steuerlichen  
Förderung profitieren Eigenheimbesitzerinnen und  
Eigenheimbesitzer, die energetische Sanierungs
maßnahmen an selbstgenutztem Wohneigentum  
vornehmen. Die Wohnung bzw. das Wohngebäude  
müssen bei Beginn der Maßnahme mindestens zehn  
Jahre alt sein.

 

­

­

Die steuerliche Förderung kann bereits mit  
der Einkommensteuerklärung für 2020 im Jahr 2021  
geltend gemacht werden. 

FÖRDERWEGWEISER ENERGIEEFFIZIENZ

Bürgerinnen und Bürgern steht nun eine breite Palette  
attraktiver Förderangebote zur Verfügung: Sie  
können zwischen direkten Investitionszuschüssen,  
Förderkrediten mit Tilgungszuschüssen und steuer
licher Förderung wählen. Interessierte an einer  
BMWi­Förderung für Energieeffizienz und erneuer
bare Energien können sich jetzt über den neuen  
Förderwegweiser Energieeffizienz über passende  
Förderangebote informieren. Der Förderwegweiser  
Energieeffizienz unterstützt dabei, mit wenigen Klicks  
ein passendes Förder­ und Beratungsangebot im  
Bereich Energieeffizienz und erneuerbare Energien  
zu finden. Sowohl Privatpersonen, Unternehmer als  
auch Kommunen werden hier fündig.

­

­

Mit den verbesserten Förderbedingungen für  
Investitionen in energieeffiziente Gebäude und  
klimafreundliche Heizungen treibt das BMWi die  
Energiewende im Gebäudesektor weiter voran.  
Gleichzeitig zeigen wir: Investitionen in Klima
schutz rechnen sich für Bürgerinnen und Bürger,  
sie sind sozial ausgewogen und stärken die Wirt
schaft.

­

­
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Eigenheimbesitzerinnen und Eigenheimbesitzer, die sich 
für eine KfW­Förderung interessieren, erhalten hier weitere 
Informationen:

Energieeffizient Sanieren – Zuschuss: 
www.kfw.de/430
Energieeffizient Sanieren – Kredit: 
www.kfw.de/151
Energieeffizient Bauen – Kredit: 
www.kfw.de/153

Zugelassene Energieeffizienz­Expertinnen und ­Experten: 
www.energie­effizienz­experten.de

KfW­Zuschussportal: 
www.kfw.de/zuschussportal

Förderwegweiser Energieeffizienz: 
www.machts­effizient.de/foerderwegweiser

KONTAKT
DR. SYBILLE RÖHRKASTEN, YORCK DIERGARTEN & 
DR. MICHAEL ZIBROWIUS
Referat: Erneuerbare Energien im Wärmemarkt 
und Förderung Energieeffizienz in Gebäuden

schlaglichter@bmwi.bund.de

http://www.kfw.de/430
http://www.kfw.de/151
http://www.kfw.de/153
http://www.energie-effizienz-experten.de
http://www.kfw.de/zuschussportal
http://www.machts-effizient.de/foerderwegweiser
mailto:schlaglichter@bmwi.bund.de


ROHSTOFF
STR ATEGIE DER 
BUNDESREGIERUNG



MINER ALISCHE ROHSTOFFE SIND 
UNVER ZICHTBAR FÜR DEUTSCHL AND – 
ALS TECHNOLOGIESTANDORT UND 
ALS E XPORTNATION
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A ls einer der weltweit führenden Technolo
giestandorte und als Exportnation ist Deutsch
land in hohem Maße auf eine sichere Roh

stoffversorgung angewiesen. Denn Rohstoffe stehen 
am Anfang der industriellen Wertschöpfung und 
haben damit einen großen Einfluss auf nachgela
gerte Wirtschaftsbereiche. Die Bedeutung von mi
neralischen Rohstoffen lässt sich derzeit wohl am 
besten am Beispiel zahlreicher Technologien im Be
reich des Klimaschutzes sehen. Ohne die primäre 
Gewinnung von Rohstoffen durch Bergbau kann 
es keine Batterien, Windräder oder Photovoltaik­
Anlagen geben. Zukünftig wird die Rohstoffnach
frage sogar maßgeblich durch diese Schlüsseltech
nologien mitbestimmt, so dass der gesicherte Zugang 
zu diesen Rohstoffen entsprechend wichtig ist. 

­
­
­

­
­

­

­
­

Aufgrund seiner starken Industrie zählt Deutsch
land zu den weltweit größten Rohstoffkonsumen
ten. Damit geht auch die Verpflichtung einher, sich 
für eine verantwortungsvolle Gewinnung und  
effiziente Nutzung von Rohstoffen einzusetzen,  
die auf Kreislaufwirtschaft setzt.

­
­

 

­

 
 
 

­
­
­

­
­

­
­
­

­

­
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609  MILLIONEN  

TONNEN  

mineralische Rohstoffe wurden 2018 in 
Deutschland produziert: Mengenmäßig 
dominieren die Baurohstoffe Sand & Kies, 
Natursteine, Tone. 79 Mrd. Euro betrug 
der Wert der importierten Metalle und Nicht
metalle im Jahr 2018. 10 Mrd. Euro betrug 
der Wert der in Deutschland durch 
Recycling zurückgewonnenen Rohstoffe.

ROHSTOFFE FÜR ELEKTROMOBILITÄT

Mit der steigenden Zahl an Elektroautos sowie dem Aufbau der 
deutschen Batteriezellfertigungskapazitäten werden auch die 
spezifischen Rohstoffbedarfe stark zunehmen. Dies betrifft vor 
allem Rohstoffe wie Lithium, Kobalt, Nickel, Kupfer und Seltene 
Erden. Nach Szenarien der Deutschen Rohstoffagentur könnte 
sich bspw. die globale Nachfrage nach Kobalt bis 2026 verdop
peln, im Falle Lithium im selben Zeitraum sogar vervierfachen. 
Die Nervosität des Marktes drückt sich derzeit in einer hohen 
Preisvolatilität aus. 

ABBILDUNG 1: RELATIVE PREISENTWICKLUNG 
FÜR LITHIUM UND KOBALT (01/2006 = 100)

Quelle: Deutsche Rohstoffagentur 2020

NEUE HERAUSFORDERUNGEN 
FÜR DIE ROHSTOFFPOLITIK

Rohstoffmärkte sind volatil; dies zeigt sich in 
einem steten Wechselspiel von steigenden und 
fallenden Preisen. Während die Volatilität der 
Rohstoffpreise kein neues Phänomen ist, stellen  
kurzfristige und extreme Ereignisse die Beschaf
fung von Rohstoffen und auch die zugrundeliegen
den Einkaufsstrategien der Unternehmen zuneh
mend vor große Herausforderungen. Beispielhaft 
sei hier an die extreme Verteuerung von Seltenen 
Erden im Jahr 2011 erinnert, aber auch an die Preis
entwicklung von Lithium, Kobalt und Vanadium 
im Jahr 2017/18. Die hohe Preisvolatilität sowie Ver
sorgungsrisiken können den sicheren Rohstoff
bezug und damit auch die Wettbewerbsfähigkeit  
des Industriestandorts Deutschland gefährden.

Zusätzlich zur Verfügbarkeit und der Preisent
wicklung spielt auch die verantwortungsvolle Roh
stoffgewinnung eine wichtige Rolle in der Beschaf
fung. Deutschland ist vor allem bei der Versorgung  
mit Metallen auf außereuropäische Importe ange
wiesen. Durch einen Ausbau des Recyclings sowie  
durch Projekte zur Rohstoffgewinnung in Europa  
könnte diese Abhängigkeit jedoch zukünftig gemin
dert werden. So werden konkrete Rohstoffpotenziale  
derzeit in ganz Europa entwickelt.



 
 

 
­
­

 
 

 
 

 
­

 
­

 
 

Derzeit steht auch die Gewinnung von heimischen  
Rohstoffen vor großen Herausforderungen. So kam  
es beispielsweise in einigen Teilen Deutschlands zu  
Versorgungsengpässen bei einzelnen Gesteins
körnungen. Gründe für die regionale Verknappung  
insbesondere von Baurohstoffen liegen nicht in  
deren geologischer Verfügbarkeit, sondern oftmals  
in konkurrierenden Nutzungsinteressen, die einen  
Ausbau bzw. eine Neuerschließung verzögern oder  
gar verhindern. Versorgungsengpässe verteuern  
nicht nur das Bauen, zum Beispiel von Wohnraum  
und Infrastruktur, sondern führen auch zu negativen  
Umwelt­ und Klimaeffekten, da die notwendigen  
Bedarfe an Kies und Sand über größere Entfernungen  
transportiert werden müssen. 

REA­GIPS

Ein Beispiel für aktuelle Herausforderungen der heimischen 
Rohstoffversorgung stellt die Versorgung mit Gips für die 
Bauindustrie dar. Sogenannter REA­Gips (REA = Rauchgas­
Entschwefelungs­Anlagen) entsteht bei der Entschwefelung der 
Rauchgase von Kohlekraftwerken. Etwa die Hälfte des Gips
bedarfes in Deutschland wird derzeit mit REA­Gips, die rest
lichen Bedarfe mit Naturgips gedeckt. Mit der Reduktion der 
Kohleverstromung entfallen zukünftig auch große Kapazitäten 
zur Herstellung von REA­Gips, die aufgrund der unverändert 
hohen Nachfrage mit Naturgips oder Recyclingmaterial gedeckt 
werden müssen. Gipsrecycling wird den zukünftigen Bedarf vor 
allem auf Grund der geringen Mengen von recycelbaren Gips
abfällen nur in begrenztem Maße decken können. Entsprechend 
ist die Ausweisung neuer Abbaugebiete für Naturgips erforder
lich, um die benötigten Gipsmengen bereit zu stellen. Gleichzeitig 
müssen die Bemühungen zur Erhöhung des Recyclings und 
zur teilweisen Substitution von Gips weiter verstärkt werden.

­

ROHSTOFFSTRATEGIE ALS KOMPASS 
DER DEUTSCHEN ROHSTOFFPOLITIK: 
MASSNAHMEN ZUR ROHSTOFFSICHERUNG

 
 

Mit der ersten Rohstoffstrategie der Bundesregie
rung wurde im Jahr 2010 dem Thema „Rohstoff
versorgung“ nicht nur die notwendige Aufmerk
samkeit im öffentlichen Diskurs verschafft, sondern  
auch erstmals der Vielzahl von Aktivitäten der  
einzelnen Bundesressorts ein politischer Rahmen  
gegeben. Mit ihren strukturellen Maßnahmen leis
tete die erste Rohstoffstrategie einen wichtigen  
Beitrag zur Erhöhung der Versorgungssicherheit  
der deutschen Volkswirtschaft. 

­
­
­

­

Die erste Rohstoffstrategie stand unter dem 
Leitmotiv, dass in erster Linie die Unternehmen 
verantwortlich sind, ihre Rohstoffversorgung 
sicherzustellen. Die Hauptaufgabe der Bundes
regierung lag in der politischen Flankierung von 
unternehmerischen Maßnahmen zur sicheren Roh
stoffversorgung – sowohl bei heimischen als auch 
bei importierten Rohstoffen. Dieser marktwirt
schaftliche Ansatz auf Basis eines freien und fairen 
Welthandels bildet den ordnungspolitischen Rah
men der deutschen Rohstoffpolitik. 

 
­

­

­

­

Gleichzeitig zeigten sich jedoch mit Blick auf 
die gestiegene Nachfrage nach wichtigen Rohstof
fen in den letzten Jahren auch Wettbewerbsver
zerrungen im internationalen Rohstoffhandel. Auf
gabe der Politik muss daher auch sein, mögliche 
Maßnahmen zur Schaffung eines Level­Playing­
Fields in der Rohstoffversorgung zu definieren und 
dabei gegebenenfalls auch die Rolle des Staates zu 
überdenken.

­
­
­

Vor diesem Hintergrund galt es mit der Fortschrei
bung der Rohstoffstrategie, die am 15. Januar 2020 
vom Bundeskabinett beschlossen wurde, auch den 
rohstoffpolitischen Kompass zu überprüfen. Ziel 
der Bundesregierung ist es, Maßnahmen auf den 
Weg zu bringen, um Unternehmen bei einer sicheren  
und verantwortungsvollen Rohstoffversorgung  
zu unterstützen, die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Industrie zu stärken und durch einen ef
fizienten Umgang mit Rohstoffen den Einsatz von 
Primärrohstoffen möglichst niedrig zu halten.

­

 
­

Die Maßnahmen der Rohstoffstrategie greifen 
alle Bereiche der deutschen Rohstoffversorgung auf, 
von der Stärkung der heimischen Rohstoffversorgung, 
der Rückgewinnung von Rohstoffen durch Recycling 
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bis zum Import von mineralischen Rohstoffen. 
Einige erfolgreiche Maßnahmen der ersten Rohstoff
strategie wurden dabei erhalten bzw. werden mit der 
Fortschreibung künftig weiterentwickelt. Dazu zäh
len beispielsweise die Garantien für Ungebundene 
Finanzkredite (UFK­Garantien), das Rohstoffmoni
toring der Deutschen Rohstoffagentur sowie die Roh
stoffkompetenzzentren an Außenhandelskammern 
in ausgewählten rohstoffreichen Ländern. 

 
­

­

­
­

MASSNAHMEN VON 
UNTERNEHMEN ZUR 
ROHSTOFFSICHERUNG 
POLITISCH FLANKIEREN

Darüber hinaus wurden aber auch einige neue Maß
nahmen beschlossen, um noch besser auf die aktu
ellen rohstoffwirtschaftlichen Herausforderungen 
einzugehen. Dazu zählt neben der F&E­Förderung 
von Projekten im Bereich Rohstoffverarbeitung so
wie Leichtbau auch die Einrichtung eines Dialog
forums mit dem Ziel, gemeinsam mit Wirtschaft, 
Wissenschaft und Verwaltung konkrete Maßnah

­
­

­
­

­

men zu erarbeiten, um den Einsatz von minerali
schen Sekundärrohstoffen aus dem Recycling zu 
erhöhen. Gerade das Thema Kreislaufwirtschaft 
birgt bei Metallen und Industriemineralien für Un
ternehmen in Deutschland die Chance, sich gegen
über Rohstoffimporten aus dem Ausland unab
hängiger zu machen und gleichzeitig einem 
verantwortungsvollen Bezug von Rohstoffen 
gerecht zu werden. 

­

­
­
­
 
 

EUROPÄISCH DENKEN 

Der Zugang zu Rohstoffen spielt eine wichtige Rolle  
beim Ausbau und der Entwicklung von Zukunfts
technologie. Dies gilt nicht für die bereits erwähn
te Elektromobilität, sondern beispielsweise auch 
für erneuerbare Energietechnologien, additive Fer
tigung oder Robotik. Viele Rohstoffe, die in Schlüs
seltechnologien zum Einsatz kommen, werden in 
nur wenigen Ländern gefördert. Bei der Weiterver
arbeitung zeigt sich oftmals sogar noch eine höhe
re Angebotskonzentration. Deutsche und europäi
sche Unternehmen haben sich in den vergangenen 
Jahrzehnten stark aus der Rohstoffgewinnung und 
­verarbeitung zurückgezogen. Die Kapazitäten sind 
hierbei vor allem nach Asien abgewandert.

­
­

­
­

­
­
­
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Um diese Importabhängigkeit gerade auch im 
Hinblick auf den Erhalt von strategischen 
Wertschöpfungsketten zu mindern, unterstützt die  
Bundesregierung in ihrer Fortschreibung der 
Rohstoffstrategie ausdrücklich auch Initiativen 
auf europäischer Ebene zur Rohstoffsicherung. 
Gerade mit Blick auf die Versorgung mit kritischen 
Rohstoffen1 ist Europa in der Lage, einen Teil sei
ner zukünftigen Rohstoffbedarfe selber zu decken. 
Hierzu bedarf es neben neuen Projekten im Bereich 
der Rohstoffgewinnung und ­verarbeitung vor al
lem auch konkreter Schritte im Bereich Recycling, 
Rohstoffeffizienz und ­substitution. 

 
 

 
 
 

­

­

Grundsätzlich muss der Rohstoffpolitik dabei 
jedoch immer ein Spagat gelingen, denn die Förde
rung von Rohstoffen stellt auch stets einen Eingriff 
in die Natur dar. In Ländern mit schwacher Gover
nance sind damit oftmals auch hohe umwelt­ und 
menschenrechtliche Risiken verbunden. Entspre
chend setzt sich die Bundesregierung in der Fort
schreibung der Rohstoffstrategie einerseits für eine 
sichere Rohstoffversorgung ein, fordert jedoch gleich
zeitig eine nachhaltige und verantwortungsvolle 
Rohstoffgewinnung im In­ und Ausland ein. 

­

­

­
­

­

Mit der Verabschiedung der Rohstoffstrategie 
beginnt in den kommenden Monaten die Umset
zung der vereinbarten Maßnahmen. Insgesamt gilt 
es seitens der Bundesregierung 17 konkrete Maß
nahmen zur Sicherung der Rohstoffversorgung zu 
entwickeln und umzusetzen.

­

­

1  https://ec.europa.eu/growth/sectors/raw­materials/specific­interest/critical_en

MEHR ZUM THEMA

Die Strategie und ihre 17 Maßnahmen sind 
online verfügbar: 
www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/P­R/
rohstoffstrategie­der­bundesregierung.pdf?__
blob=publicationFile&v=6

KONTAKT
DR. TORSTEN BRANDENBURG
Referat: Rohstoffstrategie, Mineralische Rohstoffe, 
Fachaufsicht BGR

schlaglichter@bmwi.bund.de

3 FR AGEN AN

DR. PETER BUCHHOLZ 
LEITER DER DEUTSCHEN ROHSTOFFAGENTUR 

(DERA)

WAS MACHT DIE DEUTSCHE 
ROHSTOFFAGENTUR?

 

Wir sensibilisieren deutsche Unternehmen für 
potenzielle Preis- und Lieferrisiken auf den 
internationalen Rohstoffmärkten. Hierzu betrei
ben wir das in der Rohstoffstrategie verankerte 
Rohstoffmonitoring. Weiterhin flankieren  
wir Maßnahmen der Bundesregierung und von 
Unternehmen zur Sicherung der Rohstoff
versorgung.

 
 

-
 

  
 

-

WELCHE ROLLE SPIELT CHINA?
China besitzt eine Vormachtstellung auf den 
Rohstoffmärkten. Mit einem Marktanteil von 
oft mehr als 75 % hat China bei den meisten Roh
stoffen die Nase vorn. Seltene Erden, Wolfram 
oder Antimon werden z. B. überwiegend in China 
gefördert oder zu Chemikalien und Legierungen 
verarbeitet. Veränderungen in China haben des
halb unmittelbar Auswirkungen auf die Märkte.

 
 

-
 

 
 

-

KÖNNEN WIR UNSEREN BEDARF AN ROH
STOFFEN AUS DEM RECYCLING DECKEN?

­

Solange die Rohstoffnachfrage stetig wächst, 
ist dies nicht möglich. Die Industrie kann nur 
die Mengen recyceln, die auch verfügbar sind. 
Vor 40 Jahren lag z. B. der globale Kupferbedarf 
bei ca. 10 Millionen Tonnen. Heute liegt er bei 
über 20 Millionen Tonnen. Da Kupfer Jahrzehnte 
in der Technosphäre erhalten bleibt, könnte selbst 
bei maximalem Recycling nur die Hälfte des 
globalen Bedarfs gedeckt werden. Im Rahmen 
der neuen Rohstoffstrategie werden wir uns mit 
dem Thema intensiver beschäftigen.
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mailto:schlaglichter@bmwi.bund.de
https://ec.europa.eu/growth/sectors/raw-materials/specific-interest/critical_en
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/P-R/rohstoffstrategie-der-bundesregierung.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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442F E B R UA R  
2020 33

27./28.02.2020
WBF­Rat (Binnenmarkt 
und Industrie)

M Ä R Z  
2020

06.03.2020
Auftragseingang im Verarbeitenden 
Gewerbe (Januar)

09.03.2020
Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Januar)

10./11.03.2020
Treffen der Minister für maritime 
Angelegenheiten (TTE Transport)

12.03.2020
Handelsministerrat (Brüssel)

16.03.2020
Pressemitteilung 
Wirtschaftliche Lage

19./20.03.2020
Informelles Treffen des 
WBF­Rats (Zagreb, Kroatien)

26./27.03.2020
Europäischer Rat

30./31.03.2020
Hochrangige Kohäsionskonferenz

­
 

 
­

 
 

 
 

 

 

 

 

A P R I L  
2020

06.04.2020
Auftragseingang im Verarbeitenden 
Gewerbe (Februar)

07.04.2020
Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Februar)

15.04.2020
Pressemitteilung Wirtschaftliche Lage

24./25.04.2020
Informelles Treffen des ECOFIN/
der Eurogruppe (Zagreb, Kroatien)

27./28.04.2020
Informelles Treffen der Energieminister 
(Split, Kroatien)

DIE „SCHLAGLICHTER“ ALS ABONNEMENT
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Der Monatsbericht des Bundesminis
teriums für Wirtschaft und Energie 
ist nicht nur als Druckexemplar, 
sondern auch als elektronischer News
letter verfügbar. Für ein Abonnement 
können Sie sich unter folgender 
Adresse registrieren: 
www.bmwi.de/abo­service

Darüber hinaus stehen die Ausgaben 
des Monatsberichts sowie einzelne 
Beiträge aus älteren Ausgaben auf der 
Homepage des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Energie unter 
folgender Adresse zur Verfügung: 
www.bmwi.de/schlaglichter

Haben Sie Fragen oder Anregungen 
zu den „Schlaglichtern“ bzw. einzelnen  
Artikeln? Dann wenden Sie sich 
gern an: 
schlaglichter@bmwi.bund.de

http://www.bmwi.de/abo-service
http://www.bmwi.de/schlaglichter
mailto:schlaglichter@bmwi.bund.de
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DIE WIRTSCHAFTLICHE L AGE 
IM FEBRUAR 2020

 

 

 
 
 

 
  

 
 

 
 

 
 

  

 
 

  

­
 

 

IN KÜRZE

I M JA H R ES S C H LU S S Q UA RTA L 2019 
S TAG N I E RT E DI E  D E U T S C H E W I RT S C H A F T. 
Sie befindet sich weiterhin in einer Schwächephase. 
Im Gesamtjahr 2019 nahm die Wirtschaftsleistung 
um 0,6 % zu.

Z U M JA H R ES E N D E E N T W IC K E LT E S IC H DI E 
I N D U S T R I E P R O D U K T IO N S E H R S C H WAC H, 
wozu eine hohe Zahl an Brückentagen beitrug. 
Aber auch die Auftragseingänge verzeichneten einen 
merklichen Rückgang. Die Geschäftserwartungen 
im Verarbeitenden Gewerbe hellten sich hingegen 
weiter auf.

DI E  I N DI K ATO R E N F Ü R D E N P R I VAT E N 
KONSUM SENDEN FÜR DAS VIERTE QUARTAL 
G E M I S C H T E S IG N A L E.

DI E  P O S I T I V E, A B E R G E DÄ M P F T E E N T
W IC K LU N G D E R B ES C H Ä F T IG U N G S E T Z T 
S IC H F O RT. Die Arbeitslosigkeit entwickelt 
sich im jahreszeitlich üblichen Rahmen.

D ie deutsche Wirtschaft befindet sich kon
junkturell weiterhin in einer Schwächepha
se. Im Jahresschlussquartal konnte sie ihre  

gesamtwirtschaftliche Leistung zwar halten, aber  
nicht weiter ausbauen. Das Bruttoinlandsprodukt  
stagnierte im vierten Quartal 2019 preis­, kalender­ 
und saisonbereinigt (+/­0,0) gegenüber dem Vor
quartal, in dem es sich aufwärts revidiert um 0,2 %  
erhöht hatte.1, 2 Nachfrageseitige Impulse blieben  
im vierten Quartal rar, lediglich die Investitionen  
in Bauten und in sonstige Anlagen wurden ausge
weitet. Die privaten und staatlichen Konsumaus
gaben dürften ihr Niveau in etwa gehalten haben.  
Die Exporte und im Gefolge auch die Investitionen  
in Ausrüstungen wurden eingeschränkt. Das Brutto
inlandsprodukt erhöhte sich damit im Jahr 2019  
insgesamt preisbereinigt um 0,6 %. 

­
­

­

­
­

­

1   Pressemitteilung des Statistischen Bundesamts vom 14. Februar 2020. 
2   In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 14. Februar 2020 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um 

Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis preisbereinigter sowie kalender­ und saisonbereinigter Daten.

BRUTTOINLANDSPRODUKT UND ifo GESCHÄFTSKLIMA*

* zentrierte gleitende 3-Monatsdurchschnitte bzw. Quartale, saisonbereinigt, 
Veränderungen gegenüber Vorperiode in v.H. bzw. Salden bei ifo   

Quellen: StBA, BBk, ifo Institut
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INDUSTRIEKONJUNKTUR 
BLEIBT UNTER DRUCK

 
  

Die Konjunktur in der deutschen Wirtschaft 
ist weiterhin zweigeteilt. Während sich die mehr  
binnenwirtschaftlich orientierten Dienstleistungs
bereiche und das Baugewerbe wirtschaftlich gut  
entwickeln, steht die exportorientierte Industrie  
weiterhin unter Druck. Die Konjunkturindikatoren  
für die Industrie senden gegenwärtig gemischte  
Signale. Während die Umsätze und die Produktion  
im Jahresschlussquartal nochmals kräftig abnah
men, hellten sich ihre Geschäftserwartungen wei
ter etwas auf, was absehbar für eine Stabilisierung  
der Industriekonjunktur spricht. Allerdings haben  
sich zwischenzeitlich die Risiken aus dem außen
wirtschaftlichen Umfeld durch die Ausbreitung des  
Corona­Virus erhöht. Die damit einhergehenden  
wirtschaftlichen Auswirkungen auf China und  
seine Handelspartner sind gegenwärtig noch nicht  
abschätzbar. 

 

­

­
­

­

ZUSÄTZLICHE RISIKEN FÜR 
DIE WELTWIRTSCHAFT

 
  

Die Weltwirtschaft entwickelt sich weiterhin 
gedämpft. Sie ist geprägt durch den Abschwung  
der Industriekonjunktur, der nicht zuletzt auf pro
tektionistische Tendenzen zurückzuführen ist. Die  
globale Industrieproduktion ist zwar im November  
gegenüber dem Vormonat etwas gestiegen und  
übertraf ihr Vorjahresniveau wieder leicht, gleich
zeitig verringerte sich aber der globale Warenhandel  
und für das Gesamtjahr zeichnet sich beim Waren
handel erstmals seit zehn Jahren ein Rückgang ab.  
Der zusammengesetzte Einkaufsmanagerindex von  
J. P. Morgan/IHS Markit für die Weltwirtschaft  
startete in das Jahr 2020 aber mit einer erneuten  
Steigerung. Der Teilindex für die Industrie legte  
zuletzt ebenfalls zu und lag wieder merklicher  
oberhalb der Wachstumsschwelle von 50 Punkten.  
Mit der Corona­Epidemie in China ist jedoch ein  
neuer Risikofaktor für die globale Wirtschaft hinzu
gekommen. In Anbetracht der aktuellen Indikatoren
lage gehen die internationalen Organisationen   
bisher für das laufende und kommende Jahr von  
einer nur wenig beschleunigten, aber weiterhin  
aufwärtsgerichteten Entwicklung der Weltwirt
schaft aus.

 

­

­

­

­
­

­

WELTINDUSTRIEPRODUKTION (CPB)

Quellen: Netherlands Bureau for Economic Policy Analysis (CPB), Macrobond
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EXPORTE WEITERHIN VERHALTEN  

Die schwachen Impulse aus dem weltwirtschaft
lichen Umfeld wirken grundsätzlich dämpfend auf  
den deutschen Außenhandel. Insofern bleiben auch  
die näheren Aussichten verhalten. Die Ausfuhren  
an Waren und Dienstleistungen sind im Dezember  
saisonbereinigt und in jeweiligen Preisen im Ver
gleich zum Vormonat um 1,6 % gestiegen, nachdem  
sie allerdings im November um 3,6 % zurückgegangen  
waren. Im vierten Quartal insgesamt ergab sich  
ein leichter Zuwachs von 0,3 %, der aufgrund leicht  
gestiegener Ausfuhrpreise in realer Rechnung  
etwas geringer ausfallen dürfte. Die ifo Export
erwartungen sind zum Jahresbeginn 2020 wieder  
gefallen, blieben aber per saldo noch im positiven  
Bereich. Auch die Importe von Waren und Dienst
leistungen haben sich im Dezember saisonberei
nigt und in jeweiligen Preisen im Vergleich zum  
November erhöht (+0,9 %), im gesamten vierten  
Quartal sind sie nominal nach der Zahlungsbilanz
statistik nur leicht gestiegen (+0,1 %). 

­

­

­

­
­

­

WARENHANDEL
 (in Milliarden Euro, kalender- und saisonbereinigt)

Quelle: Zahlungsbilanzstatistik BBk

AUSSENHANDEL*

3. Q. 4. Q. Okt. Nov. Dez.
WARENHANDEL UND DIENSTLEISTUNGEN (Zahlungsbilanzstatistik) Veränderung gegen Vorperiode in % (saisonbereinigt)

AUSFUHR 1,0 0,3 1,4 ­3,6 1,6

EINFUHR 0,2 0,1 ­0,1 ­1,8 0,9

AUSSENHANDEL MIT WAREN NACH LÄNDERN (Außenhandelsstatistik) Veränderung gegen Vorjahr in % (Ursprungswerte)

AUSFUHR 1,6 0,4 2,1 ­2,8 2,3
Eurozone 0,6 ­1,6 ­0,8 ­2,1 ­2,0

EU Nicht­Eurozone 1,3 ­0,2 2,5 ­2,6 ­0,5
Drittländer 2,6 2,6 4,7 ­3,4 7,3

EINFUHR ­0,5 ­0,3 ­0,1 ­1,7 1,2
Eurozone ­1,2 ­1,3 1,1 ­1,0 ­4,3

EU Nicht­Eurozone 3,6 2,4 1,5 0,6 5,7
Drittländer ­2,3 ­0,6 ­2,6 ­4,2 6,3

*Angaben in jeweiligen Preisen 

Quellen: StBA, BBk
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PRODUKTION RÜCKLÄUFIG, 
GESCHÄFTSERWARTUNGEN HELLEN 
SICH AUF

In der Industrie hält die Konjunkturschwäche an.  
Darauf deuten die schwache Entwicklung von Auf
tragseingängen, Umsätzen und Produktion hin. Auf  
der anderen Seite hat sich die Stimmung in den  
Unternehmen zuletzt etwas verbessert. Dies spricht  
dafür, dass sich die Industriekonjunktur in den kom
menden Monaten zumindest etwas stabilisieren  
dürfte. Die Produktion im Produzierenden Ge
werbe insgesamt nahm im Dezember um 3,5 % ab.  
Dieser deutliche Rückgang ist allerdings aufgrund  
einer hohen Anzahl an Brückentagen merklich über
zeichnet. Darauf deutet auch das kräftige Produk
tionsminus von 8 % im Teilbereich Baugewerbe hin.  
Die Erzeugung in der Industrie ging um 2,9 % zu
rück. Die Energieproduktion erhöhte sich um 2,0 %.  

Im Jahresschlussquartal insgesamt wurde die 
Herstellung im Produzierenden Gewerbe um 1,9 %  
eingeschränkt. In der Industrie fiel das Minus mit  
­2,3 % etwas stärker aus, was insbesondere auf die  
Kfz­Industrie und den Maschinenbau zurückzu
führen ist (­4,6 % bzw. ­4,5 %). Auch die Auftrags
eingänge im Verarbeitenden Gewerbe haben sich  
im Quartalsvergleich um 0,5 % verringert, aber nicht  
mehr so stark wie in den Vorquartalen. Das Ge
schäftsklima im Verarbeitenden Gewerbe hat sich  
im Januar den zweiten Monat in Folge merklich  
verbessert und die Kapazitätsauslastung ist der  
Umfrage zufolge sogar gestiegen.

PRODUKTION IM PRODUZIERENDEN 
GEWERBE NACH WIRTSCHAFTSZWEIGEN
Volumenindex (2015 = 100, saisonbereinigt)

Quellen: StBA, BBk

  

 
 

­

­

­

­
­

­

 

­
­

­
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INDUSTRIE

VERÄNDERUNG GEGEN VORZEITRAUM IN % 
(Volumen, saisonbereinigt)

3. Q. 4. Q. Okt. Nov. Dez.
PRODUKTION
Insgesamt ­1,0 ­2,3 ­1,4 1,0 ­2,9

Vorleistungsgüter ­1,6 ­0,7 0,8 ­0,4 ­2,6
Investitionsgüter ­0,5 ­4,3 ­4,2 2,4 ­3,5
Konsumgüter ­1,0 0,1 1,2 0,4 ­2,0

UMSÄTZE
Insgesamt ­1,1 ­1,0 0,1 ­0,4 ­1,3

Inland ­1,0 ­1,0 ­0,7 0,8 ­1,5
Ausland ­1,2 ­0,8 0,9 ­1,5 ­1,1

AUFTRAGSEINGÄNGE
Insgesamt ­0,9 ­0,5 0,2 ­0,8 ­2,1

Inland ­0,4 ­1,4 ­3,0 1,3 1,4
Ausland ­1,1 0,1 2,4 ­2,0 ­4,5
Vorleistungsgüter ­1,0 0,7 0,7 0,1 1,4
Investitionsgüter ­0,6 ­1,5 ­0,3 ­1,5 ­3,9
Konsumgüter ­2,2 1,0 1,0 0,7 ­3,8

Quellen: StBA, BBk



KONSUM LIEFERT VORÜBERGEHEND 
GERINGERE IMPULSE

Die privaten Konsumausgaben bleiben grundsätz
lich eine verlässliche Stütze der Binnenkonjunktur.  
Hierzu tragen die zunehmende Beschäftigung sowie  
eine gute Einkommensentwicklung bei. Letztere  
dürfte sich im vierten Quartal 2019 etwas weniger  
dynamisch entwickelt haben als im Vorquartal. Im 
Jahresschlussquartal 2019 haben daher den aktuel
len Indikatoren zufolge die privaten Konsumaus
gaben vorübergehend eine langsamere Gangart ein
geschlagen. Die Umsätze im Einzelhandel ohne Kfz  
schwächten sich bei einem starken Rückgang im  
Dezember um 3,3 % im vierten Quartal insgesamt  
um 0,6 % ab, während in den vier Quartalen zuvor  
Zuwächse verzeichnet wurden. Die Neuzulassun
gen von Pkw, die im vierten Quartal um 0,8 % zu
gelegt hatten, sind im Januar um 17,0 % gesunken.  
Die Zulassungen der privaten Halter, die für den  
privaten Konsum maßgeblich sind, waren nicht  
ganz so stark rückläufig (­5,3 %). Das Geschäftsklima  
im Einzelhandel hat sich im Januar etwas abgekühlt,  
blieb aber per saldo positiv und spürbar oberhalb  
seines langjährigen Durchschnitts. Das Preisklima  
ist weiterhin relativ ruhig. Die Inflationsrate betrug  
im Jahr 2019 +1,4 %, sie war damit merklich niedri
ger als im Vorjahr (+1,8 %). Für den geringeren Preis
auftrieb spielten rückläufige Kraftstoffpreise eine  
wichtige Rolle. 

EINZELHANDELSUMSATZ (ohne Handel mit Kfz)
(Volumenindex 2015 = 100, saisonbereinigt)

Quellen: StBA, BBk

VERBRAUCHERPREISINDEX

Veränderung in % gg. Vormonat gg. Vorjahresmonat

PRODUKTION
Dez. Jan. Dez. Jan.

Insgesamt 0,5 ­0,6 1,5 1,7
Insgesamt ohne Energie und Nah
rungsmittel (Kerninflation)

­ 0,6 ­1,0 1,7 1,5

Nahrungsmittel 0,6 0,8 2,1 2,3

Energie ­0,1 1,4 ­0,1 3,4

Haushaltsenergie 0,1 0,9 2,4 2,5

Strom 0,2 1,9 4,1 3,9

Gas 0,2 0,2 5,2 2,5

Kraftstoffe ­0,5 1,8 ­4,9 4,0

Dienstleistungen 0,9 ­1,1 1,8 1,5
Insgesamt (saisonbereinigt) 0,2 0,1 – –

Quellen: StBA, BBk
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BESCHÄFTIGUNG NIMMT 
WEITER SOLIDE ZU

 
  

Die gedämpfte Konjunktur zeigt sich auch auf dem  
Arbeitsmarkt. Die Erwerbstätigkeit wurde im De
zember gegenüber dem Vormonat saisonbereinigt  
um 22.000 Personen ausgeweitet und damit so stark  
wie im monatlichen Durchschnitt im Jahr 2019. Der  
Anstieg der sozialversicherungspflichtigen Beschäf
tigung war im November (+40.000 Personen) so kräf
tig wie im Vormonat. Im Bereich Arbeitnehmer
überlassung sank die Zahl der Beschäftigten um  
6.000 Personen, im Verarbeitenden Gewerbe nahm  
die Beschäftigung hingegen nach einem Rückgang  
im Oktober geringfügig zu. Die Arbeitslosigkeit ver
läuft seit dem Sommer weitgehend seitwärts, sie  
nahm im Januar saisonbereinigt um 2.000 Personen  
ab. Nach den Ursprungszahlen (2,43 Mio. Personen)  
wird der Vorjahresstand um 20.000 Personen über
schritten. Die Unterbeschäftigung veränderte sich  
nicht. Die Inanspruchnahme von konjunkturellem  
Kurzarbeitergeld nimmt in der Tendenz zu, wenn
gleich sie im November mit 96.000 Personen etwas  
geringer war als im Oktober. Die Anzeigen für kon
junkturelle Kurzarbeit waren im Dezember mit 46.000  
Personen ebenfalls leicht zurückgegangen. Die  
Frühindikatoren lassen weiterhin einen moderaten 
Beschäftigungsaufbau und nur geringe Veränderun
gen der Arbeitslosigkeit erwarten.

­

­
­
­

­

­

­

­

­

ERWERBSTÄTIGKEIT 

Quelle: StBA
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ARBEITSLOSIGKEIT UND 
UNTERBESCHÄFTIGUNG (in 1000)

Quellen: BA, IAB, BBk

ARBEITSMARKT

Arbeitslose (SGB III)
3. Q. 4. Q. Nov. Dez. Jan.

in Mio. (Ursprungszahlen) 2,276 2,204 2,180 2,227 2,426
gg. Vorjahr in 1.000 ­34 4 ­6 18 20
gg. Vorperiode in 1.000* 21 ­5 ­15 8 ­2
Arbeitslosenquote 5,0 4,8 4,8 4,9 5,3
ERWERBSTÄTIGE (INLAND)

3. Q. 4. Q. Okt. Nov. Dez.
in Mio. (Ursprungszahlen) 45,4 45,5 45,6 45,6 45,4
gg. Vorjahr in 1.000 346 302 336 296 273
gg. Vorperiode in 1.000* 41 81 39 15 22
SOZIALVERSICHERUNGSPFLICHTIG BESCHÄFTIGTE

2. Q. 3. Q. Sep. Okt. Nov.
in Mio. (Ursprungszahlen) 33,4 33,6 33,9 34,0 34,0
gg. Vorjahr in 1.000 571 505 523 491 482
gg. Vorperiode in 1.000* 86 104 63 40 40

*kalender­ und saisonbereinigte Angaben. 

Quellen: BA, StBA, BBk



BIP-NOWCAST FÜR DAS 1. QUARTAL 2020
IN KÜRZE

DER NOWCAST FÜR DAS SAISON­ UND 
KALENDERBEREINIGTE WACHSTUM DES BIP 
IM ERSTEN QUARTAL 2020 BETRÄGT ­0,08  %  
(STAND 14. FEBRUAR).1

1  Das Modell zur Prognose des deutschen Bruttoinlandsprodukts wird von Now­Casting Economics Ltd. betrieben. Der hier veröffentlichte Nowcast 
ist eine rein technische, modellbasierte Prognose. Die Schätzungen sind mit einer hohen statistischen Unsicherheit behaftet, die mit Modellprognosen 
immer einhergeht. Es handelt sich bei dem Nowcast weder um die Prognose des BMWi noch um die offizielle Projektion der Bundesregierung.

D as Prognosemodell ermittelt als Nowcast  
für das saison­ und kalenderbereinigte Wachs
tum des BIP im ersten Quartal 2020 eine Wachs

tumsrate von ­0,1 %. Der Nowcast ist eine täglich  
aktualisierte, rein technische Prognose, bei der es sich  
weder um die Prognose des BMWi noch um die offi
zielle Projektion der Bundesregierung handelt. Das  
amtliche Ergebnis für das erste Quartal 2020 wird vom  
Statistischen Bundesamt in seiner Schnellmeldung  
am 15. Mai 2020 veröffentlicht.

­
­

­

In der aktuellen Ausgabe der Schlaglichter der  
Wirtschaftspolitik wird den zweiten Monat in Folge  
der jeweils aktuelle Nowcast für das erste Quartal  
veröffentlicht (Abbildung 1). Beim Datenstand zu  
Redaktionsschluss (14. Februar) liegen noch keine  
Information zur Produktion oder Exporten für die  
Monate des laufenden Quartals vor. Zu diesem frü
hen Prognosezeitpunkt ist die Prognoseunsicher
heit daher noch hoch. Aufgrund noch fehlender  
harter Daten sind umfragebasierte Stimmungs
indikatoren besonders wichtig.

­
­

­

Seit der ersten Schätzung am 1. Januar schwankt  
der Nowcast für das erste Quartal 2020 um die Null
linie. Am 24. Januar überraschte die Entwicklung  
der Wirtschaft im Euroraum positiv und hob den  
Nowcast spürbar an. Die darauffolgenden negativen  

­

   
 

Überraschungen zu den Auftragseingängen (6.2.),  
den Industrieumsätzen (6.2.) und der Industriepro
duktion (7.2.) für den Berichtsmonat Dezember trübten  
die Aussichten für das erste Quartal wieder ein.

­

Aus Sicht des BMWi dürfte sich der Ausblick  
für die wirtschaftliche Entwicklung in Q1 in den  
kommenden Monaten etwas aufhellen. Steuerliche  
Entlastungsmaßnahmen dürften dem privaten  
Konsum weiteren Schub verleihen. Hinzu kommen  
außergewöhnlich starke Brückentageeffekte, durch  
die der Rückgang der Industrieproduktion im De
zember überzeichnet wurde. Beides spricht für eine  
etwas kräftigere Entwicklung im ersten Quartal.  
Auf der anderen Seite sind mit dem Aufflammen  
der Corona Epidemie neue Risiken entstanden, die  
bisher noch in keinem der relevanten Indikatoren  
eingepreist sind. 

­

Im vierten Quartal 2019 stagnierte die deut
sche Wirtschaft nach Angaben des Statistischen  
Bundesamtes (+/­0,0 %). Kurz vor dem Veröffent
lichungstermin am 14. Februar hatte der Nowcast  
einem Rückgang der wirtschaftlichen Leistung um  
0,1 % prognostiziert. Dabei zeigte der Nowcast be
reits seit Mitte November 2019 nahezu unverändert  
ein Wachstum von leicht unter null an.

­

­

­

ENTWICKLUNG DES BIP NOWCAST FÜR DAS ERSTE QUARTAL 2020
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Quelle: Now-Casting Economics Ltd.

MEHR ZUM THEMA

Andreini, Hasenzagl, Reichlin, Senftleben und Strohsal  
(2020): „Nowcasting German GDP“, CEPR Working  
Paper No. 14323



WELT WIRTSCHAFT: 
WEITERE ABKÜHLUNG IN SICHT

­

­

­

­
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­

­
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­
 

 

IN KÜRZE

WELTWIRTSCHAFTLICHE DYNAMIK WEITER
HIN GEDÄMPFT. DIE KONJUNKTURELLEN 
FOLGEN DER CORONA­EPIDEMIE IN CHINA 
SIND BISLANG NUR SCHWER ABSCHÄTZBAR.

D ie globale Konjunktur bleibt nach wie vor  
gedämpft. Im dritten Quartal 2019 wuchs  
die globale Wirtschaftsleistung in US­Dollar  

preis­ und saisonbereinigt gegenüber dem Vorquar
tal um 0,6 % und damit in etwa so stark wie zuvor.  
Die weltweite Konjunktur wird durch zyklische  
Entwicklungen der globalen Industriekonjunktur  
sowie die Auswirkungen der Handelskonflikte und  
durch die geopolitischen Risiken gebremst. 

Für das erste Quartal 2020 zeichnet sich eine  
weitere Abschwächung der weltwirtschaftlichen  
Dynamik ab. Die entwickelten Volkswirtschaften  
hatten zuletzt mit Ausnahmen eher ein moderates  
Wachstum gemeldet: Während die US­Wirtschaft  
im vierten Quartal mit 0,5 % immerhin ähnlich  
stark wie im Vorquartal wuchs, setzte sich in der  
EU die ganzjährig schwache Dynamik fort (+0,1 %). 

In China grassiert derzeit der Corona­Virus.  
Im letzten Quartal des Jahres 2019 wuchs die chi
nesische Wirtschaft zwar noch mit 1,5 % gegenüber  
dem Vorquartal. Für das erste Quartal 2020 ist aber  
mit spürbaren Auswirkungen der Epidemie auf die  
chinesische Wirtschaftsleistung zu rechnen. Der  
Virus hat Ende Januar bereits erhebliche Teile der  
chinesischen Volkswirtschaft zum Erliegen gebracht.  
Besonders stark betroffen ist die Provinz Hubei.  
Auch wenn es gelingen sollte, die Epidemie in ab
sehbarer Zeit einzudämmen und sie sich nicht auf  
andere Länder ausweitet, dürften die konjunktu
rellen Auswirkungen – je nach dem Ausmaß der  
Wirtschaftsbeziehungen mit China – auch bei den  
Handelspartnern spürbar werden. 

In den übrigen Schwellenländern ist die Ent
wicklung zuletzt uneinheitlich verlaufen. Harte Da
ten liegen überwiegend aber nur bis zum dritten  
Quartal 2019 vor. Das Wachstumstempo in Brasili
en hatte im dritten Quartal 2019 noch einmal zu
genommen (+0,6 %), während sich die Dynamik in  

Indien mit +0,4 % nur leicht vom starken Einbruch  
im zweiten Quartal erholen konnte. Das russische  
BIP nahm demgegenüber mit einer leicht erhöh
ten Rate von 0,8 % zu.

Mehr noch als die Weltwirtschaft steht der  
Welthandel durch die protektionistischen Tendenzen  
unter Druck. Im Jahr 2019 tritt der globale Handel  
bei geringen monatlichen Schwankungen weiter
hin auf der Stelle. Dies gilt bis Stand November 2019,  
in dem der Handel im Vergleich zum Vormonat um  
0,6 % zurückging. Damit liegt der Index weiterhin  
unterhalb seines Durchschnittsniveaus des Jahres  
2018. Die globale Industrieproduktion befindet sich  
seit dem Frühjahr ebenfalls auf einem seitwärts  
gerichteten Trend. Stand November liegt ihr Ausstoß  
in etwa auf dem Niveau von vor einem Jahr. Am  
aktuellen Rand gibt es jedoch auch positive Signale.  
Der zusammengesetzte Einkaufsmanagerindex 
von J. P. Morgan/IHS Markit verbesserte sich im  
Vergleich zum Herbst und stieg im Januar 2020  
erstmals seit April 2019 auf ein Niveau über 52  
Punkte; die globale Industriekonjunktur könnte  
daher wieder etwas Fahrt aufnehmen.

WELTWIRTSCHAFTSWACHSTUM
Veränderung gegenüber Vorquartal in %

Quellen: Weltbank, CPB Netherlands Bureau for Economic Policy
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Für das Gesamtjahr 2020 geht der IWF von einem  
etwas höheren Wachstum als im Jahr 2019 aus, er  
korrigierte im Januar jedoch seine Prognose für das  
globale Wachstum um 0,1 Prozentpunkte auf 3,3 %  
nach unten. Für 2021 erwartet er mit 3,4 % eine wei
tere minimale Belebung. Die Folgen der Corona-
Epidemie sind hier allerdings noch nicht berück
sichtigt. Die vielfältigen weiteren Risiken für die  
Weltwirtschaft bleiben ebenfalls bestehen, auch  
wenn sich im Handelsstreit zwischen den USA und  
China derzeit eine gewisse Annäherung andeutet. 

-

-

USA: DYNAMIK DERZEIT STABIL – 
AUSBLICK VERHALTEN  

 

Die Wirtschaftsleistung der USA wuchs im vierten 
Quartal 2019 mit einem preis- und saisonbereinig
ten Plus von 0,5 % ähnlich stark wie im Vorquartal.  
Der Gleichschritt ergab sich bei nahezu unverän
dert starken Impulsen vom Konsum und von den  
Investitionen sowie einem ähnlich negativen Au
ßenbeitrag wie im dritten Quartal. 

-

-

-

In Hinblick auf den Jahresauftakt senden die  
Indikatoren gemischte Signale: Die Industriepro
duktion schloss bei einer Drosselung im Dezember  
(-0,3 %) mit einem schwachen Ergebnis für das vierte  
Quartal (-0,1 %). Der Markit Einkaufsmanagerindex  
hat sich allerdings seit Oktober 2019 von einem  
Niveau knapp über der Wachstumsschwelle von 50  
Punkten auf über 53 im Januar deutlich verbessert.  
Dies war hauptsächlich durch die Dienstleistungen  
getrieben, bei denen sich der Index besonders stark  
entwickelte. Für das Verarbeitende Gewerbe fiel der  
Index dagegen in Dezember und Januar um 0,2 bzw.  
0,5 Prozentpunkte. Die industriellen Auftragsein
gänge waren im Dezember zuletzt zwar um kräftige  
1,8 % gestiegen, weisen aber im Quartalsvergleich  
für das vierte Quartal 2019 insgesamt einen Verlust  
von 0,6 % auf. Weiterhin positiv entwickelte sich  
dennoch der Arbeitsmarkt, wenn auch bei tenden
ziell abnehmender Beschäftigtenzunahme.

-

-

-

In seiner Projektion vom Januar geht der IWF  
von einer Zunahme des BIP in Höhe von 2,0 % im  
Jahr 2020 und von 1,7 % im Jahr 2021 aus. Derzeit  
deutet sich eine partielle Einigung im Handelsstreit  
mit China an. Wie es mit diesem Handelskonflikt  
und im Streit mit der EU weitergeht, bleibt aber  
noch abzuwarten.
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JAPAN: DEUTLICHE ABKÜHLUNG 
IM DRITTEN QUARTAL

Das japanische BIP stieg im dritten Quartal 2019  
preis- und saisonbereinigt um 0,4 % gegenüber  
dem Vorquartal und setzte damit das starke 
Wachstum des ersten (+0,6 %) und zweiten Quar
tals (+0,5 %) fort. Wachstumstreiber waren nach  
wie vor ein kräftiger privater und öffentlicher  
Konsum, während Impulse von der Auslands
nachfrage ausblieben. Hierzu dürften auch bila
teral bestehende Handelskonflikte wie etwa mit  
Südkorea beigetragen haben.

Die Frühindikatoren zeichnen ein gedämpf
tes Bild der japanischen Konjunktur. Die Industrie
produktion musste im vierten Quartal 2019 mit  
einem Rückgang um 4,0 % erhebliche Verluste hin
nehmen. Sowohl der Tankan-Index als auch der  
Einkaufsmanagerindex von J. P. Morgan/IHS Markit  
trübten sich derweil zum Ende des Jahres weiter  
ein. Erst im Januar verzeichnete der Index eine ers
te Erholung, die jedoch stärker von den Dienstleis
tungen getrieben war, während sich die Situation  
im Verarbeitenden Gewerbe kaum veränderte. Die  
Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe sind  
seit Sommer 2018 überwiegend abwärts geneigt. 

Der IWF erwartet ein Wachstum des japa
nischen BIP in Höhe von 0,7 % im Jahr 2020 und  
0,5 % im Jahr 2021.

EURORAUM/EU: WACHSTUM 
BLEIBT SCHWACH

Im Euroraum blieb die Konjunktur im vierten Quar
tal 2019 verhalten. Nach einem Wachstum im drit
ten Quartal von 0,3 % verringerte sich dieses auf  
0,1 % zum Jahresende. Auf EU-Ebene wuchs das  
BIP ebenfalls um 0,1 % nach zuvor 0,3 % im dritten  
Quartal.

Dem leicht gedrosselten Tempo im Euroraum  
liegt eine etwas abnehmende Dynamik in wichti
gen Mitgliedstaaten zugrunde. So trugen vor allem  
eine rückläufige Wirtschaftsleistung in Frankreich  
(-0,1 %) und in Italien (-0,4 %) zu einer leicht schwä
cheren Konjunktur bei. 

Die Frühindikatoren deuten am aktuellen Rand  
keine deutliche Belebung an. Für die Industriepro
duktion im vierten Quartal zeichnet sich nach dem  
leichten Auf und Ab im Sommer bisher eine Seit
wärtsbewegung auf dem tiefsten Stand seit April  
2017 ab. Die Auftragseingänge im Verarbeitenden  



Gewerbe verbuchten im November wieder einen  
Rückgang (-0,5 %), nachdem in den Vormonaten  
noch leichte Zuwächse zustande kamen. In der  
Quartalsbetrachtung setzte sich im dritten Quartal  
2019 der Negativtrend, der seit Beginn des Jahres  
besteht, abgeschwächt weiter fort (-0,5 %). Auch der  
Economic Business Climate Indicator der Euro
päischen Kommission sowie der Einkaufsmanager
index von J. P. Morgan/IHS Markit sind seit dem  
Sommer kaum von der Stelle getreten. Zuletzt im  
Januar ergaben sich hier zumindest leichte Aufhel
lungen, wobei der Teilindex für die Industrie aber  
noch immer unterhalb der Wachstumsschwelle lag. 


-

-

Der IWF geht in seiner Prognose von einem  
BIP-Anstieg im Eurogebiet von 1,3 % im Jahr 2020  
und 1,4 im Jahr 2021 aus. Insbesondere für 2021  
bleibt der Brexit-Prozess und die abschließende  
Aushandlung des Handelsabkommens zwischen  
der EU und Großbritannien ein Risikofaktor für die  
europäische Konjunktur.

 

  

-

-

-

 
-

 

-
-

WACHSTUM DER GRÖSSTEN 
VOLKSWIRTSCHAFTEN DER WELT

saison- und preisbereinigte Veränderung gegenüber Vormonat in %

 

 
 

 

Quellen: BEA, Eurostat, CaO, NBS

CHINA: WACHSTUMSVERLANGSAMUNG 
SETZT SICH FORT. FOLGEN DES CORONA-
VIRUS NOCH NICHT ABSCHÄTZBAR

Nach offiziellen Angaben folgte das Wachstum in  
China im vierten Quartal 2019 einem leicht auf
wärts gerichteten Trend. So stieg das chinesische  
BIP um 1,5 % gegenüber dem Vorquartal in etwa so  
stark wie im dritten Quartal. Im Vorjahresvergleich  
nahm die chinesische Wirtschaftsleistung im Schluss
quartal um 6,0 % zu.

Für das erste Quartal zeichnet sich indes ein  
düsteres Bild ab. Während die Indikatoren bis De
zember und Januar noch eine Seitwärtsbewegung  
oder sogar leichte Zuwächse anzeigen, ist mit 
einem deutlichen Einbruch der chinesischen Wirt
schaftsleistung infolge der Corona-Epidemie zu  
rechnen. Der Anstieg der Wertschöpfung in der  
Industrieproduktion fiel im Dezember gegenüber  
November mit +0,6 % noch recht deutlich aus. Der 
Einkaufsmanagerindex von J. P. Morgan/IHS Markit  
verlor aber im Januar bereits an Punkten und eine  
Beschleunigung des Abwärtstrends kann für den  
Februar erwartet werden.

Im Handelskonflikt mit den USA zeichnete  
sich zuletzt eine Annäherung ab. So wurde im  
Januar das Phase 1 Abkommen unterzeichnet und  

auch die Handelsstatistiken hatten zum Ende des  
Jahres 2019 einen Anstieg vermeldet. So stiegen die  
Exporte im Dezember um kräftige 7,4 % gegenüber  
dem Vorjahr, während sich die Importe um 16,2 %  
ausweiteten. Infolge der aktuellen Corona-Krise  
sollte aber auch im Außenhandel mit Einbußen im  
ersten Quartal 2020 gerechnet werden.

Der IWF rechnet in seinem Januar-Update mit  
einem verlangsamten BIP-Wachstum in China 
von 6,0 % im Jahr 2020 und 5,8 % im Jahr 2021, hat  
hierbei die Corona-Krise aber noch nicht berück
sichtigen können. Sollten die wirtschaftlichen Aus
wirkungen vergleichbar mit der SARS-Epidemie  
im Jahre 2003 ausfallen, könnte das chinesische BIP  
im laufenden Jahr um etwa einen Prozentpunkt  
weniger expandieren als bisher angenommen.

KONTAKT & INFOS
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Referat: Beobachtung, Analyse und Projektion 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

schlaglichter@bmwi.bund.de

ALLE AUSGABEN DER 
SCHLAGLICHTER DER WIRTSCHAFTSPOLITIK 
FINDEN SIE IM INTERNET UNTER: 
www.bmwi.de/schlaglichter

mailto:schlaglichter@bmwi.bund.de
http://www.bmwi.de/schlaglichter
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